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EDITORIAL 
Der sozial-ökologische Umbau Europas steht unter Beschuss. Die neue 

Kommission unterbreitet zunehmend Vorschläge zur Aufweichung der Re-

gelungen des Europäischen Grünen Deals, dem bisherigen Herzstück der 

EU-Klimapolitik. Das EU-Lieferkettengesetz ist eines der prominenten Bei-

spiele dafür, wie Felix Mayr in seinem Beitrag analysiert. Diese Entwicklungen 

sind eng damit verbunden, dass Europa zunehmend in den Rechtspopulis-

mus kippt, so Frank Ey. Anschließend skizziert Julia Eder vorgebliche und 

tatsächliche Beweggründe hinter der eskalierenden Zollpolitik der USA. Wa-

rum die US-Politik auch die Einigung der EU mit Mexiko auf die Modernisie-

rung ihres Handelsabkommens beeinflusst, beschreibt Monika Feigl-Heihs.

Unsere Gastautoren Bernhard Tröster, Simela Papatheophilou und Karin 

Küblböck von der ÖFSE werfen einen kritischen Blick auf die Partnerschaf-

ten der EU zur Sicherung von Rohstoffen. Im Beitrag von Julia Wegerer, die 

einen Rückblick auf drei Jahrzehnte europäischer Fiskalregeln gibt, erfahren 

Sie, dass Österreich nicht alleine ist, wenn demnächst das EU-Defizitverfah-

ren eröffnet wird. Bastian Henriquez Blauth beschreibt, weshalb die Reform 

der Schuldenbremse und die Hinwendung zu aktiver Industriepolitik einen 

Bruch mit den bisherigen fiskalischen Traditionen Deutschlands markieren. 

Abschließend widmet sich Alexander Eigner dem Buch von Thomas Piketty 

und Michael J. Sandel „Ungleichheit und Ungerechtigkeit“, in dem die Prob-

leme von Reichtum und Machtverteilung analysiert werden.

Wir wünschen eine wie immer informative und spannende Lektüre!
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STOPPT DEN OMNIBUS! 
NEUER ANGRIFF AUF DAS EU-LIEFERKETTENGESETZ
Der erste von mehreren geplanten Omnibussen verwässert wesentliche Nachhaltigkeitsregelungen 
der EU. Offiziell soll die Initiative zur „Vereinfachung“ und „Entbürokratisierung“ der Bestimmungen 
dienen. Tatsächlich aber werden lang erstrittene Erfolge für Beschäftigte unter der neuen Kommissi-
on zerschlagen.

Zur Entstehung der Richtlinie

Das EU-Lieferkettengesetz, eigentlich die 

Richtlinie (EU) 2024/1760 über die Sorg-

faltspflichten von Unternehmen im Hinblick 

auf Nachhaltigkeit („CSDDD“), wurde am 

13. Juni 2024 final verabschiedet und mit 

5. Juli im Amtsblatt der EU veröffentlich.1 

Große Unternehmen müssen ab Juli 2028 

bzw. 2029 (in Wellen, gestaffelt nach Unter-

nehmensgröße) Sorgfaltspflichten erfüllen. 

Nach diesen haben sie negative Auswir-

kungen auf Menschenrechte und Umwelt 

im Zusammenhang mit ihrer eigenen Ge-

schäftstätigkeit, aber auch jener ihrer Toch-

terunternehmen und Geschäftspartner zu 

verhindern bzw. zu mindern. 

Das Lieferkettengesetz erlebte in seinem Ent-

stehungsprozess einiges an Auf und Ab und 

stand im Frühjahr 2024 kurz vor dem Aus.2 

Um einen Kompromiss noch vor den Wahlen 

zum Europäischen Parlament im Juni zu er-

reichen,3 wurden einige, oft kurzfristige Ände-

rungen an der Richtlinie vorgenommen, die 

diese verwässerten. Insbesondere wurden 

die Schwellenwerte für betroffene Unterneh-

men drastisch erhöht. Gleichzeitig wird die 

Regelung nun erst zeitlich erheblich verzö-

gert zur Anwendung kommen.

Das gefährliche Spiel mit „der Bürokratie“

Auffällig schien bereits vor der Ankündigung 

des Omnibusses, dass die medialen Atta-

cken gegen das Lieferkettengesetz auch 

nach dem Inkrafttreten der Richtlinie nicht 

abnehmen wollten.4 Nur: Genuine, eigene 

Berichtspflichten beinhaltet das Lieferket-

tengesetz gar nicht. Berichtspflichten bein-

haltet lediglich die weit weniger politisierte 

Nachhaltigkeitsberichterstattungsrichtlinie.5 

Das Lieferkettengesetz enthält vielmehr 

Regelungen betreffend Risikoanalyse und 

-strategie, die in der Unternehmenspolitik 

im Sinne der Vermeidung von Risiken für 

Menschen- und Umweltrechte zu verankern 

sind. Der Nachweis über die getroffenen 

Maßnahmen soll nur zur Kontrolle der Einhal-

tung der gesetzlichen Bestimmungen durch 

die Behörde dienen. Tatsächlich werden die 

Verwaltungslasten durch das Lieferketten-

gesetz für betroffene Unternehmen von der 

Kommission mit Mehrkosten von 0,005 % 

des jährlichen Umsatzes geschätzt.6 

Dem stehen jedoch erhebliche wirtschaftliche 

Potenziale gegenüber, wie auch die Kommis-

sion in ihrer damaligen Folgenabschätzung 

zur Richtlinie festhält.7 Auch eine von der AK 

Wien in Auftrag gegebenen Studie gelangt 

zum Ergebnis von einem deutlich positiven 

Nutzen für den Globalen Süden (faire Arbeits-

bedingungen ohne Einsatz von Kinder- oder 

Zwangsarbeit) sowie einen Nettonutzen für 

die europäische Wirtschaft.8 Gerade im ak-

tuellen Diskurs wird das Lieferkettengesetz 

jedoch fälschlicherweise oft als eine Schwä-

chung der Wettbewerbsfähigkeit dargestellt.9

Was ebenfalls auffällt: Die Bürokratierheto-

rik wird derzeit weit über die EU hinaus im 

Von  
Felix Mayr

Aktuell wird die 
Bürokratiekritik 

sehr verall-
gemeinert als 

Rechtfertigung 
für Deregulie-

rung verwendet.
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politischen Diskurs verwendet. Im US-Wahl-

kampf mobilisierte der Kampf gegen die 

„Bürokratie“ etwa die Massen stärker als 

demokratiepolitische Bedenken.10 Unter 

dem Vorwand von „Effizienz“ und „Bürokra-

tieabbau“ schafft Elon Musk aktuell wesent-

liche staatliche Kontrollmechanismen ab 

bzw. hebelt diese aus.11 Auch der argentini-

sche Präsident Javier „el loco“ Milei dekla-

rierte im Rahmen seiner „¡Afuera!“-Kampa-

gne selbstbewusst: „der Staat ist das Prob-

lem“.12 Durch nicht näher definierte mediale 

Kritik an Regelungen als unnötige Bürokra-

tie oder „Bürokratiemonster“ wird jedoch 

auch staatliche Verwaltung ganz allgemein 

diskreditiert. Dies spielt nicht zuletzt po-

pulistischen, rechtsextremen Kräften in die 

Hände, die womöglich von einflussreichen 

Teilen der Wirtschaft sogar bewusst geför-

dert werden sollen:13 immerhin verspricht 

sich die Industrie von deren Regierungsbe-

teiligung weitgehende Liberalisierungen und 

ein „Recht des Stärkeren“, wie auch in Ös-

terreich im Rahmen der Koalitionsgesprä-

che verfolgt werden konnte.14

Dieselbe Kommissionspräsidentin, 
entgegengesetzte Prioritäten?

Die EVP ging aus den vergangenen EU-Wah-

len als Siegerin hervor. Aktuell gehören 16 

der 27 Kommissär:innen der EVP an.15 Ohne 

die EVP ist auch im Parlament praktisch 

keine Mehrheit zu erzielen.16 Bereits im Zuge 

ihrer Kandidatur als erneute Kommissions-

präsidentin wurde von kritischen Stimmen 

angemerkt, dass Von der Leyen (EVP) mit 

ihrem Programmvorhaben für die nächsten 

fünf Jahre große Zugeständnisse an rechte 

und populistische Fraktionen machte. Das 

Wahlprogramm der EVP fiel insbesondere 

durch eine Verwerfung des Grünen Deals, 

dem Herzstück der EU-Klimapolitik unter 

der letzten Kommission, oft in Kombination 

mit einer Politisierung des Bürokratiethe-

mas, auf.17 Dies betraf neben der EU-Ent-

waldungsverordnung18 auch das Liefer-

kettengesetz als „Bürokratiemonster“.19 In 

diesen Belangen ergab sich eine gewisse 

Schnittmenge mit Fraktionen von Rechtsau-

ßen.20

Anfang November 2024, und damit we-

nige Monate nach dem Inkrafttreten der 

Richtlinie – und gar fast drei Jahre vor ih-

rem Geltungsbeginn – kündigte Kommis-

sionspräsidentin Von der Leyen geplante 

Änderungen am Lieferkettengesetz durch 

ein „Omnibus“-Gesetzespaket an.21 Ein 

sog. „Omnibus“ erlaubt der Kommission die 

Bündelung mehrerer Rechtsanpassungen 

in einem einzigen Gesetzesvorschlag. Nach 

langen, zähen Verhandlungen, die schließ-

lich einen Kompromiss brachten, wurde mit-

tels der am 26. Februar 2025 vorgestellten 

Omnibus-Initiative22 erneut Verhandlungen 

über das Lieferkettengesetz eröffnet. Das 

ein lange erstrittener demokratischer Kom-

promiss bereits nach so kurzer Zeit wieder 

einseitig von der Kommission geöffnet wird, 

ist ein Novum. Auch in der Vergangenheit 

wurde kein solch drastischer Richtungs-

wechsel von einer neuen Kommission derart 

vorangetrieben.23

Argumentativ baut der Omnibus auf den 

von der Kommission in Auftrag gegebenen 

Draghi-Bericht zur Zukunft der Wettbe-

werbsfähigkeit der Europäischen Union auf. 

Darin werden u.a. die nachhaltigkeitsbe-

zogenen Berichtspflichten kritisiert, da sie 

erhebliche Kosten mit sich bringen und die 

Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Un-

ternehmen beeinträchtigen würden.24

Ein politisches oder doch 
populistisches Manöver?

Bereits in der Vergangenheit fielen Agenden 

der Deregulierung der Kommission durch 

Für den Om-
nibus wurde 
in auffälliger 

Weise vom de-
mokratischen 
Prozess abge-

gangen.
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mangelnde Sachlichkeit auf: so etwa pau-

schale Reduktionsziele zum Abbau von Ver-

waltungslasten (25% bzw. 35% für KMU) 

ohne Angabe der rechnerischen Grundlage, 

auf der diese eruiert werden. Andere Bei-

spiele sind das sog. „one-in, one-out“-Prin-

zip,25 wonach für jede neue Rechtsvorschrift 

auf EU-Ebene eine bereits bestehende ge-

strichen werden soll. Ob sich Rechtsakte 

auf diese Weise quantifizieren lassen bzw. 

auf welcher Grundlage entschieden wird, 

welcher Rechtsakt für eine neue Vorschrift 

zu gehen hat, bleibt dabei offen. Wichtiger 

scheint es geworden zu sein, eine marke-

tingtaugliche Schlagzeile zu punzieren.

Dass nun rechte und wirtschaftsliberale 

Kräfte in der neuen Kommission eine Chance 

zur Verwirklichung ihrer gemeinsamen po-

litischen Anliegen sehen, ist das eine. Das 

andere ist: Im Zuge des Omnibusses wurde 

in auffälliger Weise von demokratischen Pro-

zessen auf EU-Ebene abgegangen. So wurde 

entgegen den EU-Verträgen und der gän-

gigen politischen Praxis keine Konsultation 

durchgeführt:26 mittels dieser wird der Öffent-

lichkeit die Möglichkeit zum Einbringen von 

Stellungnahmen oder Bedenken eingeräumt 

und auch die Qualität eines Rechtsaktes 

(wie bei der innerstaatlichen Begutachtung) 

sichergestellt. Selbst innerhalb der Kommis-

sion wurden betreffende Dienststellen mit 

einer Konsultationsfrist von nur 24 Stunden 

– dies an einem Wochenende - überrascht.27 

Nach dem Ansatz „speed kills“ wurde das 

Dossier in einer unsachlichen Eile voran-

getrieben,28 was sich auch in der „geringen 

formalen Qualität“ des Entwurfs bemerkbar 

macht.29

Weiters wurde von der Kommission keine 

Folgenabschätzung vorgenommen. Diese 

soll sachlich darlegen, welche Kosten und 

Nutzen von einer geplanten Rechtsvor-

schrift erwartet werden. Durch das Unterlas-

sen der Vornahme einer solchen – wie auch 

durch die unterlassene Konsultation – hat 

die Kommission gegen ihre eigenen Regeln 

zur „besseren Rechtsetzung“ verstoßen.30

Fest steht jedenfalls: Sobald demokrati-

sche Prozesse missachtet oder ausgehe-

belt werden, zumal bereits so früh in einer 

Legislaturperiode, muss dies ein instituti-

onelles Warnsignal sein. Unabhängig von 

politischen Mehrheitsverhältnissen darf sich 

eine Kommission – als „Hüterin der Verträ-

ge“31 - nicht über rechtliche Bestimmungen 

und politische Prozesse hinwegsetzen. Das 

aktuelle Vorgehen schwächt die demokra-

tischen Prinzipien der Union und darf kei-

nesfalls zu einem Präzedenzfall für künftige 

Rechtsakte werden.32

Wie greift der Omnibus in 
die Regelungen ein?

Als angestrebtes Ziel des nunmehrigen Om-

nibusses wird betont, dass lediglich „über-

schneidende, unnötige oder unverhältnis-

mäßige Vorschriften“ in den betroffenen 

Rechtsakten korrigiert werden sollten“. 33 

Nur: in einem Begleitdokument zum Rechts-

vorschlag hält die Kommission selbst fest, 

dass es für eine tatsächliche Evaluierung 

der Instrumente derzeit noch zu früh sei.34 

Es stellt sich mangels Transparenz und 

Nachvollziehbarkeit die Frage: Wie und von 

wem wurde im Rahmen des Omnibusses 

evaluiert, welche Bestimmungen „unnötig“ 

sind? Auffallend ist die Ähnlichkeit zwischen 

dem nun vorgestellten Omnibus und einem 

früheren Forderungspapier der Industrie-

lobby,35 die bereits gegen die ursprüngliche 

Richtlinie stark mobilisiert hat:36 so etwa die 

Streichung der Minimal-Höchststrafe, die 

Streichung der zivilrechtlichen Haftung oder 

die Beschränkung auf direkte Geschäfts-

partner:innen (s.u.).

Der Omnibus  
höhlt das 

Schutzniveau 
zulasten jener 

Menschen aus, 
für die das Lie-

ferkettengesetz 
jahrelang hart 

erkämpft wurde.
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Wie schon nach der Ankündigung im No-

vember befürchtet werden konnte, droht 

das Lieferkettengesetz durch den aktuellen 

Omnibus stark abgeschwächt zu werden. 

Dies geht zulasten seines Schutzniveaus 

insbesondere für Beschäftigte.37 So soll 

etwa im Lieferkettengesetz die von Unter-

nehmen zu beachtende Sorgfaltspflicht (au-

ßer bei begründeten Hinweisen) nur noch 

auf bloß direkte Geschäftspartner:innen 

beschränkt werden. Dies würde jedoch die 

Richtlinie im Hinblick auf ihre Zielsetzung 

gravierend abschwächen, wie auch die 

Kommission im Omnibus festhält.38 Denn 

menschen- und umweltrechtliche Risiken 

treten überwiegend in vorgelagerten Pro-

duktionsstufen auf, wo Arbeitsrechtsverlet-

zungen und Umweltzerstörung besonders 

prävalent sind.39 Durch die Beschränkung 

auf direkte Geschäftspartner:innen wären 

Fälle wie jener der einstürzenden Textilfab-

rik Rana Plaza, der ein wichtiger Anstoß für 

das Lieferkettengesetz war, auch künftig 

nicht erfasst.40

Weiters soll die harmonisierte zivilrechtliche 

Haftung gestrichen werden, die es Geschä-

digten bzw. deren Hinterbliebenen ermögli-

chen würde, im Falle von erlittenen Schäden 

aufgrund einer verletzten Sorgfaltspflicht 

Wiedergutmachung zu fordern. Die Strei-

chung birgt die Gefahr, dass für die Betrof-

fenen auch künftig keine Verbesserung ihrer 

Rechtstellung eintritt, selbst bei missachte-

ter Sorgfaltspflicht.41 Hier führt die Kommis-

sion im Omnibus an, selbst nicht zu wissen, 

wie dadurch „Verwaltungslasten“ eingespart 

werden.42

Weitere Änderungen betreffen die Möglich-

keit, Maßnahmen zur Risikominderung nur 

noch alle fünf Jahre evaluieren zu müssen 

(anstatt regelmäßig, mindestens aber jähr-

lich) oder eine Einschränkung der Stake-

holder-Konsultation bei der Umsetzung der 

Sorgfaltspflichten in der Unternehmenspo-

litik. Dies würde insbesondere NGO oder 

menschenrechtliche Organisationen aus der 

Konsultation drängen. All diese Vorschläge 

gehen direkt zulasten der Effektivität in der 

Umsetzung und damit des Schutzniveaus 

der Regelung. Leidtragende dieser „Verein-

fachung“ wären am Ende jene Menschen, 

für welche das Lieferkettengesetz jahrelang 

hart erkämpft wurde.43

Wie geht es weiter  
mit dem Omnibus?

Derzeit wird auf Ratsebene über eine all-

gemeine Ausrichtung verhandelt, die die 

Position der EU-Mitgliedstaaten auf Minis-

ter:innenebene wiedergibt. Bezüglich der 

österreichischen Positionierung und dem 

Abstimmverhalten im Rat ist jedenfalls der 

im Regierungsprogramm festgeschriebene 

Kompromiss, nämlich dass jegliche Entbü-

rokratisierung nicht zulasten von Arbeitneh-

mer:innen- und Konsument:innenrechten 

gehen darf,44 einzuhalten. Um dem Regie-

rungsprogramm als Richtschnur Folge leis-

ten zu können, sollte ein transparentes Ver-

fahren unter Einbeziehung der Sozialpartner, 

der Zivilgesellschaft und aller betroffenen 

Ressorts angestrebt werden.

Nach der Vorlage der Positionierungen je-

weils des Rats und des EU-Parlaments be-

ginnen die Verhandlungen im sog. „Trilog“ 

zwischen diesen beiden Institutionen. Bis 

zu einer finalen Einigung kann sich der Om-

nibus inhaltlich also noch in alle Richtungen 

abändern – was für Unternehmen wiederum 

die Vorbereitung auf künftig geltende Rege-

lungen bis auf weiters verunmöglicht. Auch 

deshalb haben namhafte Unternehmen den 

Omnibus im Vorfeld scharf kritisiert und for-

dern eine Beibehaltung der bisherigen Re-

gelungen.45 Man darf angesichts der hoch-

Das österrei-
chische Regie-

rungsprogramm 
hält fest, dass 

Entbürokrati-
sierung nicht 
zulasten der 
Rechte von 

Arbeitenden und 
Konsument:in-

nen gehen darf.
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gradigen Politisierung der Thematik wohl 

von noch unerwarteten Richtungsänderun-

gen ausgehen. Umso wichtiger muss das 

Einhalten demokratischer Prozesse sowie 

eine dringend notwendige Versachlichung 

der Debatte sein.

Felix Mayr, AK Wien
felix.mayr@akwien.at
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DEMOKRATIEN VS. AUTOKRATIEN 
WIE STABIL SIND DIE DEMOKRATIEN IN EUROPA?
2024 war ein weltweites Superwahljahr. Rund 3 Milliarden Menschen konnten in ihren Ländern ihre 
Vertreter:innen neu wählen. Allerdings: Die Möglichkeit, wirklich frei zwischen mehreren Wahlbewer-
ber:innen entscheiden zu können, geht in vielen Ländern deutlich zurück. Untersuchungen zeigen, 
dass Demokratien in vielen Regionen immer stärker unter Druck geraten. Auch die Europäische Union 
ist dabei keine Ausnahme.

Europa kippt nach rechts

Nicht nur die EU-Wahlen fanden letztes Jahr 

in Europa statt, sondern auch in mehreren 

Mitgliedstaaten waren die Bürger:innen zu 

den Wahlurnen aufgerufen: So beispiels-

weise in Portugal, Belgien, Rumänien, Kro-

atien, Litauen und Österreich. Kurzfristig ka-

men mit Deutschland und Frankreich auch 

noch die beiden größten Volkswirtschaften 

in der EU hinzu. In allen Ländern verzeichne-

ten rechtspopulistische und rechtsextreme 

Gruppierungen starke Stimmenzuwächse. 

In Frankreich konnte die Rassemblement 

National (RN) unter Marine Le Pen im ersten 

Wahlgang mit einem Stimmanteil von mehr 

als 33 Prozent um 5 Prozentpunkte mehr 

Stimmen erringen als das zweitplazierte linke 

Bündnis Nouveau Front Populaire (NFP). 

Nur aufgrund des Mehrheitswahlrechts und 

damit verbunden einer Stichwahl zwischen 

den Kandidat:innen mit einem Stimmenan-

teil von mehr als 12,5 Prozent konnte die 

NFP stärkste Kraft im französischen Parla-

ment werden, gefolgt von Macrons Ensem-

ble pour la République. Die RN fand sich auf 

dem dritten Platz wieder.1

In Österreich hingegen wurde die Frei-

heitliche Partei Österreichs (FPÖ) bei den 

Wahlen im Juni 2024 stimmenstärkste Par-

tei. Nachdem sich die FPÖ jedoch mit der 

Österreichischen Volkspartei nicht auf eine 

Koalition einigen konnte, blieb jedoch auch 

sie – wie schon die französische RN – auf 

der Oppositionsbank.2

Beim Urnengang in Deutschland im Sep-

tember 2024 wiederum kam die rechts-

extreme Alternative für Deutschland (AfD) 

hinter der Christlich Demokratischen Union 

Deutschlands (CDU) auf Platz zwei. Zu Re-

gierungsehren kam die AfD aber ebenfalls 

nicht, weil keine einzige der anderen im 

deutschen Bundestag vertretenen Parteien 

mit ihr zusammenarbeiten möchte. 

In anderen Ländern der EU sitzen populis-

tische bis rechtsextreme Parteien bereits 

in Regierungen. Das bekannteste Beispiel 

ist Italien mit Giorgia Meloni von der Fratelli 

d’Italia in der Funktion als Ministerpräsiden-

tin. In den Niederlanden gibt es nun eine Ko-

alition unter maßgeblicher Beteiligung von 

Geert Wilders radikal rechter Partei voor de 

Vrijheid (PVV). In Belgien wiederum stellt seit 

Februar 2025 erstmals die flämische rechts-

nationale Partei N-VA mit Bart de Wever den 

Premierminister.3 

In der Öffentlichkeit kaum bekannt ist, dass 

rechtspopulistische bis rechtsextreme Par-

teien bereits sechs Premierminister:innen 

stellen. In fünf weiteren EU-Ländern sind 

rechte Fraktionen in die Regierungsarbeit 

eingebunden. Im Rat stellt der Flügel rechts 

der Konservativen damit bereits einen ganz 

erheblichen Faktor dar. Zum Vergleich: Die 

Von  
Frank Ey 

Quer durch  
Europa verzeich-
nen rechtspopu-

listische Parteien 
erhebliche Stim-

menzuwächse 
und stellen mit 

sechs Vertre-
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lerweile mehr 
Premiers als 

die Sozialdemo-
krat:innen
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Sozialdemokrat:innen stellen nur vier Pre-

miers im Europäischen Rat, die Liberalen 

ebenfalls vier. Nach wie vor dominieren kon-

servative Premiers auf Ratsebene und stel-

len dreizehn Ministerpräsident:innen. 

Neue Bündnisse im  
Europäischen Parlament

Auch auf Ebene des Europäischen Parla-

ments gab es eine ähnliche Entwicklung 

wie im Rat. Rechtspopulistische bis -ext-

reme Parteien stellen nun rund 26 Prozent 

der EU-Abgeordneten, die sich auf drei 

Fraktionen aufteilen: Die „Patriots for Eu-

rope“, in der auch die FPÖ wiederzufinden 

ist, die „Europäischen Konservativen und 

Reformer“ mit beispielsweise der italieni-

schen Fratelli d’Italia und die Gruppe „Eu-

ropa der Souveränen Nationen“ mit der AfD 

als prominente Vertreterin. Sie verfügen zu-

sammen über 187 Abgeordnete, damit nur 

einen weniger als die größte Fraktion, die 

Europäische Volkspartei (EVP). Die Gruppe 

der Europäischen Sozialdemokrat:innen als 

zweitstärkste Fraktion hinter der EVP hält im 

Vergleich dazu nur 136 Mandate.4 

Damit sind bei Abstimmungen neue Kon-

stellationen zur Erreichung einer Mehrheit 

möglich. Die neuen Koalitionen zeigten sich 

bereits im Herbst 2024 anlässlich der Ver-

schiebung der EU-Entwaldungsverordnung. 

Diese wurde in der letzten Legislaturperiode 

beschlossen, aber aufgrund des Drucks 

der Branche sowie von Drittstaaten von der 

Kommission wieder geöffnet. Während die 

Kommission ausschließlich vorschlug, die 

Verordnung um ein Jahr zu verschieben, 

votierte das Europäische Parlament dafür, 

weitere Ausnahmebestimmungen für Un-

ternehmen einzuarbeiten. Eine Mehrheit für 

die Wünsche der betroffenen Unternehmen 

fand die EVP zusammen mit den Fraktio-

nen, die politisch rechts von ihr stehen. Die 

Abgeordneten der anderen Fraktionen und 

Umwelt-NGOs zeigten sich entsprechend 

entsetzt.5 

Wechselnde Mehrheiten sind in Demokra-

tien grundsätzlich nichts Ungewöhnliches. 

Bedenklich wird es jedoch, wenn eine große 

Anzahl von Gesetzen, die gerade erst im 

Rahmen eines demokratischen Prozesses 

Die neuen 
Mehrheitsver-

hältnisse im 
EU-Parlament 
machen es für 

Konservative im 
Zusammenspiel 

mit rechtspo-
pulistischen bis 
-extremen Kräf-

ten möglich, 
die Sozial- und 
Umweltgesetz-

gebung zurück-
zudrehen. 

Demokratien vs. Autokratien: Wie stabil sind die Demokratien in Europa?

  Sozialdemokratisch 
Dänemark, Spanien,  
Litauen, Malta

  Populistisch/Rechtsextrem  
Belgien, Niederlande, Italien, 
Ungarn, Slowakei, Tschechien

   Liberal  
Slowenien, Estland,  
Frankreich, Rumänien

  Die 13 anderen EU-Länder: 
konservativ

Politische Zugehörigkeit der  
Regierungschef:innen in den EU-Staaten
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beschlossen wurden, bei der erstbesten 

Gelegenheit im Eilverfahren wieder rück-

gängig gemacht werden sollen. Im Rah-

men des sogenannten Omnibus-Verfahrens 

(siehe auch den Artikel zu Omnibus in die-

ser Ausgabe des EU-Infobriefs) sollen nach 

dem Willen der Europäischen Kommission 

und insbesondere von Unternehmensver-

tretungen6 ganze Maßnahmenpakete im 

Rahmen des Grünen Deals gestrichen und/

oder verwässert werden. Betroffen davon 

sind unter anderem die Sozial- und die Um-

weltberichterstattung sowie die Anwendung 

von Sorgfaltspflichten durch Unternehmen 

(EU-Lieferkettengesetz). Haftungs- und 

Kontrollbestimmungen sollen gestrichen 

werden, was der Aushöhlung von Nachhal-

tigkeitsbestimmungen gleichkommt. Das 

Inkrafttreten der verbleibenden Regelungen 

soll darüber hinaus um zwei Jahre verscho-

ben werden.7 Ein Vorgang, den es seit Be-

stehen der Europäischen Union noch nie 

gab und der allen bisherigen demokratiepo-

litischen Konventionen zuwiderläuft.

Gründung eines Gremiums zur 
Korruptionskontrolle blockiert

Genauso brisant ist das Verhalten des Eu-

ropäischen Parlaments beim Kampf gegen 

Korruption. In den letzten Jahren gab es 

gleich mehrere Korruptionsfälle, bei denen 

Abgeordnete und ihre Mitarbeiter:innen im 

Verdacht standen, sich gegen Informationen 

und andere Gefälligkeiten bestechen zu las-

sen.8 Dabei geht es insbesondere und immer 

wieder um Kontakte zu Russland und China. 

So gab es Einflussversuche seitens des chi-

nesischen Technologiekonzerns Huawei, die 

von Transparency International bereits 2022 

aufgedeckt wurden. Bis zu fünfzehn EU-Ab-

geordnete sollen in diese Bestechungsver-

suche verwickelt gewesen sein.9 Es folgte 

Katargate. EU-Mandatar:innen sollen da-

bei von Marokko und Katar Geld erhalten 

haben, um im Sinne dieser Staaten tätig 

zu werden.10 Während des Wahlkampfs zu 

den EU-Wahlen wurde ein weiterer Fall von 

möglicher Spionage durch China publik: Ein 

Assistent eines AfD-Abgeordneten soll In-

formationen über chinesische Dissident:in-

nen an Vertreter:innen aus China weiterge-

geben haben. Ein Mitarbeiter des Büros des 

AfD-Mandatars steht zudem auch im Ver-

dacht der Spionage für Russland.11 

Umso bemerkenswerter ist, dass nun der 

sogenannte Ethikrat, der für die Verfolgung 

von Korruption zuständig wäre und auch 

Sanktionen verhängen könnte, noch im-

mer nicht eingesetzt wurde, obwohl sich 

alle EU-Institutionen im April 2024 in einer 

Vereinbarung zu diesem Rat bekannt ha-

ben. Doch im Europäischen Parlament wird 

die Einsetzung des Ethikrats mit den Stim-

men der Europäischen Volkspartei und den 

Fraktionen rechts der Konservativen seit 

Monaten blockiert. Demokratiepolitisch ist 

das ein Alarmsignal, weil bekannt ist, dass 

insbesondere Russland über etliche Kanäle 

versucht, die Europäische Union und ihre 

Mitgliedsländer zu destabilisieren. 

Zuletzt schaffte es Russland beinahe, den 

kaum bekannten Kandidaten Georgescu in 

Rumänien zum Staatspräsidenten zu ma-

chen. Die Wahl wurde jedoch vom Obersten 

rumänischen Gerichtshof annulliert, nach-

dem zahlreiche Ungereimtheiten und eine 

Desinformationskampagne mit Ursprung 

Russland deutlich wurden.12 Die Wahlwie-

derholung am 4. Mai 2025 ergab nun ei-

nen Sieg für den Rechtsextremen George 

Simion, der demonstrativ Georgescu un-

terstützte und sich gegen eine weitere Un-

terstützung der Ukraine durch die EU ange-

sichts der Aggression Russlands stellte.13 

Bei Redaktionsschluss gab es noch kein 

Ergebnis von der Stichwahl. Sollte Simion 

Die Europäi-
sche Kommis-
sion hat es in 

der letzten Le-
gislaturperiode 

verabsäumt, 
Maßnahmen zur 

Stärkung der 
Demokratien 

durchzusetzen.

Demokratien vs. Autokratien: Wie stabil sind die Demokratien in Europa?
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gewinnen, wäre das eine weitere Hiobsbot-

schaft für die Ukraine, die derzeit über Ru-

mänien Waren- und Waffenlieferungen von 

Unterstützerländern erhält.14

Ist der Kampf der Demokratien 
gegen autoritäre Systeme und 
Diktaturen schon verloren? 

Neueste Untersuchungen zeigen auf, dass 

Demokratien weltweit auf dem Rückzug 

sind. Gerade Osteuropa, Süd- und Zent-

ralasien verzeichnen die schärfsten Rück-

gänge. Drei von vier Personen leben welt-

weit in autoritären Regimen und Diktaturen. 

Per 2024 stehen 88 Demokratien 91 Auto-

kratien gegenüber.15 Dabei sind die letzten 

Entwicklungen aus dem Jahr 2024 noch gar 

nicht mitberücksichtigt. Wie die Autor:innen 

des Demokratieberichts die USA nun ein-

stufen, bleibt abzuwarten.

Gerade für die Europäische Union bedeutet 

das neue Regime in den USA jedenfalls eine 

Zäsur: Denn nicht nur aus Russland, sondern 

nun auch aus den USA ist eine teils massive 

Einflussnahme auf Wahlen in einzelnen eu-

ropäischen Ländern festzustellen. Während 

Russland verdeckt über verstecke Geldflüsse 

an einzelne Parteien und Politiker:innen so-

wie einschlägigen Social Media-Einschaltun-

gen16 agiert, Elon Musk, ein einflussreicher 

Berater von US-Präsidenten Donald Trump, 

mittels Meldungen auf der Plattform X und 

hoher Geldspenden für rechtsextreme bzw 

-populistische Parteien Einfluss auf den Aus-

gang von Wahlen in Europa zu nehmen. So 

hat Musk in Deutschland unter anderem die 

rechtsextreme Partei AfD aktiv unterstützt17 

und in Großbritannien die Partei Reform UK 

von Nigel Farage, die ebenfalls dem rechten 

Spektrum zuzuordnen ist.18

Eine große Gefahr für Demokratien stellen 

zudem Cyberattacken dar. Bereits 2017 

informierte der damalige NATO-General-

sekretär Jens Stoltenberg über einen mas-

siven Anstieg von Cyberattacken, die zu 

einem Großteil von staatlichen Institutionen 

anderer Länder kämen. Seine Befürchtung 

damals: Hacker könnten versuchen, sich in 

nationale Wahlkämpfe einzumischen und 

Demokratien damit unterminieren.19 Die Be-

drohungslage hat sich seither weiter ver-

schärft. Cyberexpert:innen informieren dar-

über, dass Diktaturen wie Russland, China, 

Nordkorea und Iran ihre digitale Zusammen-

arbeit intensivieren 20 – ein weiteres Alarmsi-

gnal für die Europäische Union. 

Wo bleiben die Maßnahmen 
der Europäischen Union?

Die Europäische Union hatte jahrelang Zeit, 

gegen diese demokratiepolitischen Gefah-

ren vorzugehen. Tatsächlich hat EU-Kom-

missionspräsidentin Ursula Von der Leyen 

auch schon in ihren Leitlinien für die künf-

tige Europäische Union 2019 – 2024 ange-

kündigt, einen Aktionsplan für Demokratie 

vorzulegen und gegen Desinformation und 

Hetze im Internet vorzugehen.21

Leider kamen ausgerechnet die Vorschläge 

für Maßnahmen zur Verteidigung der Demo-

kratie viel zu spät, nämlich ein halbes Jahr 

vor den EU-Wahlen. Sowohl die Richtlinie, 

die einen Schutz gegen Einflussnahme aus 

Drittstaaten bieten sollte, und eine weitere 

Initiative zum Schutz vor Cyberbedrohun-

gen und wahlbezogenen Informationen sind 

bis heute nicht in Kraft und hätten für die 

Mitgliedstaaten zudem nur Empfehlungs-

charakter.22 

Ein Instrument hat sich in der letzten Legis-

laturperiode als recht wirkungsvoll erwie-

sen: Das Rechtsstaatlichkeitsinstrument, 

das Förderungen aus dem EU-Budget mit 

der Einhaltung von Grundprinzipien der 

Es fehlt den 
Spitzen der 

EU-Kommis-
sion an einem 

entschiedenen 
Auftreten ge-

genüber ihren 
Kontrahenten 

im Interesse 
der EU und der 

Demokratie.
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Demokratie koppelt, hat dazu geführt, dass 

sich Länder wie Polen und Ungarn gezwun-

gen sahen, ihre nationale Gesetzgebung so 

weit anzupassen, dass sie mit den demo-

kratischen Grundprinzipien übereinstimmt. 

Dennoch blieb ein zweistelliger Mrd.-Be-

trag für Ungarn eingefroren. 2024 gab Von 

der Leyen jedoch mehr als 10 Mrd. € an 

Förderungen für Ungarn frei. Der Verdacht: 

Die EU-Kommissionspräsidentin hat sich 

von Orbán erpressen lassen, um eine Zu-

stimmung für ein Hilfspaket für die Ukraine 

zu bekommen. Das Europäische Parlament 

antwortete mit einer Klage gegen die Euro-

päische Kommission – ein überaus seltener 

Schritt.23  

Mit den EU-Wahlen hat sich jedoch alles ge-

ändert. Von der Leyen, jahrelang um Distanz 

zu Rechtspopulist:innen bemüht, als auch 

Manfred Weber, Chef der Europäischen 

Volkspartei im Europäischen Parlament ar-

beiten nun mit Gruppierungen zusammen, 

die weit rechts von der EVP stehen.24 Ob 

diese 180 Grad-Wende hilft, die Demokra-

tien in Europa zu stärken?

Gerade in Zeiten, in denen Demokratien 

immer stärker unter Druck stehen, braucht 

es entschlossene Maßnahmen, um gegen 

Populist:innen und autoritäre/autokratische 

Regime zu bestehen. Auch in ihrem neuen 

Regierungsprogramm verspricht EU-Kom-

missionspräsidentin Von der Leyen Schritte 

zu setzen, um Demokratien zu stärken und 

die Rechtsstaatlichkeit zu verteidigen.25 

Die politische Praxis zeigt jedoch, dass es 

nicht nur innerhalb der Europäischen Union, 

sondern auch im Außenauftritt an der ent-

sprechenden Entschiedenheit der Kom-

missionspräsidentin und ihrer Außenbe-

auftragten Kaja Kallas fehlt. Die aggressive 

Agitation Musks anlässlich der Wahlen in 

Deutschland und die wiederholte Unterstüt-

zung von europäischen Rechtsaußen-Par-

teien wurde von der EU-Spitze mit keinem 

Wort kommentiert, obwohl diese vor den 

Gefahren ausländischer Einflussnahme ge-

warnt und eine eigene Richtlinie dazu vor-

geschlagen hat. 

EU-Kommission vs US-Regierung 
– das Schweigen der Lämmer

Seit Donald Trump zum zweiten Mal das 

Amt des US-Präsidenten übernommen 

hat, besteht nach innen wie nach außen 

der Eindruck, dass seine Politik vor allem 

aus Einschüchtern und Drohen besteht. 

Gegenüber Panama drohte er, sich den 

Panama-Kanal zurückzuholen.26 Bezüglich 

Kanada träumt er von dem Land als 51. 

Bundesstaat.27 Aus europäischer Sicht am 

beängstigendsten ist jedoch die wieder-

holte Ankündigung, Grönland annektieren 

zu wollen, und das notfalls mit militärischer 

Gewalt.28 Von EU-Seite ist bezüglich dieser 

Drohung kaum etwas zu hören. Nur Däne-

mark äußerte sich empört bezüglich der 

US-Annexions-Pläne.29 

Einzig bezüglich der Zölle zeigte die Euro-

päische Union kurz ihre (Milch-)Zähne und 

drohte mit Gegenmaßnahmen. Das hielt die 

EU aber nicht lange durch: Die Kommission 

bot nun an, den USA Waren im Wert von 50 

Mrd. € abzukaufen, vor allem Flüssiggas 

und Sojabohnen. 30

Ob diese Art der Diplomatie gegenüber au-

toritären Systemen angebracht ist, muss 

stark bezweifelt werden. Was der Europäi-

schen Union fehlt, ist ein geschlossenes und 

entschiedenes Auftreten. Ein freundliches 

Lächeln während das Pendant die Funkti-

onsträger:innen herablassend behandelt, ist 

eindeutig nicht der richtige Umgang mit die-

sem Schlag von Autokratien.

Demokratien vs. Autokratien: Wie stabil sind die Demokratien in Europa?
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Fazit

Die Demokratien stehen derzeit weltweit 

unter Druck. Mittlerweile gibt es mehr Dik-

taturen und Autokratien als Demokratien. 

Für autoritäre Regime sind heutzutage keine 

Staatsstreiche mehr nötig: Der massive Ein-

satz von „sozialen“ Medien und das Ver-

breiten von Desinformation ist wesentlich 

erfolgversprechender. 

Die Europäische Union hat das Problem 

zwar bereits 2019 richtig erkannt, es aber 

völlig verabsäumt, umgehend zielgerich-

tete Maßnahmen zu ergreifen. Das Ende 

2023, also ein halbes Jahr vor dem Ende 

der EU-Legislaturperiode veröffentlichte 

EU-Demokratiepaket, kommt viel zu spät. 

Will die EU weiterhin ernst genommen wer-

den, müssen die höchsten Vertreter:innen 

der EU nun schleunigst entschiedener ge-

gen autokratische Systeme auftreten und 

sich (neue) Allianzpartner:innen suchen. Tut 

sie es nicht, droht die EU zwischen Autokra-

tien und Diktaturen aufgerieben zu werden. 

Frank Ey, AK Wien
frank.ey@akwien.at
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AUG UM AUG, ZOLL UM ZOLL  
ERKLÄRENDE EINORDNUNG DER NEUEN 
ÄRA IN DER HANDELSPOLITIK
Seit Donald Trumps zweiter Amtszeit wird der globale Handelskrieg erneut eskaliert. Es vergeht fast 
kein Tag ohne neue Zollankündigungen von Seiten der USA. Aber was steckt eigentlich hinter den Zöl-
len? Welche Denkschulen haben sich für und gegen Zölle ausgesprochen? Und wie hat sich das in der 
politischen Praxis ausgedrückt? Dieser Beitrag zeichnet kurz die wichtigsten Argumente nach, die es 
in der Handelspolitik gibt und ordnet anschließend die Eskalation des Handelskriegs ein.

Theorie vs. Praxis der Handelshemmnisse

Betrachtet man die Geschichte der Neuzeit, 

wechseln sich wirtschaftliche Denkschulen 

ab, die mal dem Protektionismus, mal dem 

Freihandel stärker zugeneigt sind. Wichtig ist 

allerdings im Kopf zu behalten, dass die in 

einer Periode dominante Denkschule nie voll-

ständig die politische Praxis bestimmt hat. 

So gab es freihändlerische Phasen, in de-

nen protektionistische Maßnahmen weiter-

hin eingesetzt wurden und protektionistische 

Phasen, in denen sich die Freihändler bereits 

zum Gegenschlag formierten und in einzel-

nen Ländern den Ton angaben. Theorie und 

Praxis klaffen in diesem Feld so weit ausein-

ander, wie in kaum einem anderen Bereich.1

Dabei gibt es nicht „den“ Protektionismus, 

sondern es existiert eine Vielzahl von Han-

delshemmnissen, die freien Handel ein-

schränken können. Zölle sind sogenannte 

„tarifäre“ Handelshemmnisse, die sich auf 

Importe oder Exporte und dabei entweder 

auf Menge oder Wert eines Gutes bezie-

hen.2 Darüber hinaus gibt es noch „nicht 

tarifäre“ Handelshemmnisse, z.B. techni-

sche Normen und Standards, Import- oder 

Exportverbote, Importquoten, Exportsub-

ventionen und einiges mehr.3 Beide Arten 

von Handelshemmnissen können außerdem 

nur bestimmte Produktgruppen (z.B. land-

wirtschaftliche Güter) umfassen, was die 

Beurteilung, ob ein Land im Allgemeinen 

protektionistisch agiert oder nicht, schwie-

riger macht. Oft ist die Politik nur in jenen 

Teilbereichen der Wirtschaft so ausgerich-

tet, die als besonders schützenswert gelten. 

Protektionistische Maßnahmen werden aus 

einer entwicklungsökonomischen Perspek-

tive überflüssig, wenn ein Industriezweig 

konkurrenzfähig geworden ist.

Kurzer Rückblick in der Geschichte

Zölle waren – zuerst für Königshäuser und 

Fürstentümer, später für Nationalstaaten – 

eine wichtige Einnahmequelle für den Staats-

haushalt. Sie wurden ursprünglich auf alle ein-

geführten Güter erhoben, später aber vorran-

gig auf jene, deren Import die eigenen Produ-

zent:innen gefährdet hätte oder deren Export 

anderen Ländern technologisches Lernen 

oder Wertschöpfungsaneignung durch Wei-

terverarbeitung ermöglicht hätte. Ab der In-

dustrialisierung wurden Zölle auch gezielt ein-

gesetzt, um andere Staaten (oft die eigenen 

Kolonien) in ihrer industriellen Entwicklung zu 

behindern oder zurückzudrängen.4 Während 

der Einsatz von Zöllen seit der Formierung der 

Welthandelsorganisation Mitte der 1990er-

Jahre bis vor wenigen Jahren stark zurück-

ging, sind nicht tarifäre Handelshemmnisse 

immer prominent im Einsatz gewesen. Auch 

der Einsatz von Zöllen zur potenziellen Rück-

verlagerung von Produktionsstätten ist ein 

vergleichsweise junges Phänomen, das in der 

politischen Praxis erst während der letzten 

Von  
Julia Eder

Grundlegende 
Einordnung von 
Freihandel und 

Protektionismus
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Jahre als Reaktion auf die Schattenseiten der 

Globalisierung und geopolitischen Verwerfun-

gen eingesetzt wird.

Geschichtlich hat sich gezeigt, dass die Be-

vorzugung oder Ablehnung von Freihandel 

von der Position des eigenen Landes im 

Weltsystem (im Aufstieg, dominant oder im 

Abstieg) abhängt, die wiederum auch vom 

wirtschaftlichen – insbesondere industriel-

len – Entwicklungsstand eines Landes oder 

einer Ländergruppe beeinflusst wird (siehe 

Abbildung 1). Protektionistische Maßnah-

men sind vor allem dann interessant, wenn 

ein Land oder eine Region wirtschaftlich 

aufholen möchte oder sich im Abschwung 

befindet. An der Weltmarktspitze sind sol-

che überflüssig. Zudem war eine dominante 

freihändlerische oder protektionistische 

Phase auch innerhalb der Nationalstaaten 

stets zwischen Kapitalfraktionen und gesell-

schaftlichen Interessengruppen umkämpft. 

„Freihändlerische“ Denkschulen 

Der erste große Freihändler – der Brite Adam 

Smith – richtete sich gegen den vom 16. bis 

ins 18. Jahrhundert dominanten Merkantilis-

mus. Das war eine Phase, in der alle großen 

europäischen Königshäuser und Fürstentü-

mer versuchten, möglichst große Edelme-

tallreserven anzuhäufen und eine positive 

Handelsbilanz herzustellen, also mehr zu 

exportieren als zu importieren. Mithilfe von 

Zolleinnahmen sollten Staatsausgaben wie 

Heer und Beamtenapparat finanziert und 

der Wohlstand auf eigenem Territorium er-

höht werden.5 Zu diesem Zweck waren Han-

delsschranken aller Art sehr dienlich.

Aug um Aug, Zoll um Zoll: Erklärende Einordnung der neuen Ära in der Handelspolitik

Laut liberalen 
Denkschulen 

gewinnen durch 
Freihandel alle.

Abb.1.  Überblick über „freihändlerische“ und  
„protektionistische“ Denkschulen (eigene Darstellung)

„Freihändlerische“  
Denkschulen

„Protektionistische“  
Denkschulen

Merkantilismus 
z.B. Jean Baptiste Colbert

Klassische Ökonomie 
z.B. Adam Smith, David Ricardo

Amerikanische Schule der Ökonomie  
z.B. Alexander Hamilton

Deutsche Nationalökonomie 
z.B. Friedrich List 

Neoklassik 
z.B. Eli Heckscher, Bertil Ohlin

John Maynard Keynes 
Lateinamerikanischer Strukturalismus  

z.B. Raúl Prebisch

Neoliberalismus (baut handelstheoretisch 
auf der Neoklassik auf)

Rückkehr des Staatsinterventionismus   
z.B. US-Handelskrieg 

Ab späten  
1970er-Jahren

Anfang  
20. Jhdt.

18./19. 
 Jhdt

18./19. 
 Jhdt

Ab Krise 
1929ff

Ab Krise 
2008ff

16.–18. 
Jhdt
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Smith argumentiert in seinem berühmten 

Werk „Der Wohlstand der Nationen“, dass 

es besser ist, wenn alle Länder Arbeitstei-

lung betreiben. Jedes Land soll sich auf die 

Güter spezialisieren, die es am günstigsten 

herstellen kann, und dann mit den anderen 

tauschen. So entsteht ein Gewinn für alle.6 

Diese Grundidee der „absoluten Kostenvor-

teile“ wurde von David Ricardo zum „Theo-

rem der komparativen Kostenvorteile“ wei-

terentwickelt.7 Anfang des 20. Jahrhunderts 

griffen die Neoklassiker diese Annahmen auf 

und entwickelten sie weiter. Im Neoliberalis-

mus bestehen sie als handelspolitische Leit-

linie fort: Die Spezialisierung nach kompara-

tiven Kostenvorteilen wird von (wirtschafts-)

liberalen Denkschulen weiterhin empfohlen. 

Die Grundidee ist in allen Varianten, dass bei 

Freihandel alle gewinnen: durch die Spezi-

alisierung auf bestimmte Produkte können 

diese effizienter und hochwertiger hergestellt 

werden. Dadurch sinken die Preise und durch 

Handel erhöht sich außerdem das Angebot 

an günstigen Vorleistungen und Gütern für 

Unternehmen und Konsument:innen.8 

Aus einer kritischen Perspektive wurden in-

teressante Beobachtungen zu diesen The-

orien formuliert. Erstens ist das freihänd-

lerische Denken insbesondere in jenen 

Ländern ausgeprägt, die sich nach einer 

längeren Phase des Aufstiegs an der Welt-

marktspitze befinden. Sie benötigen selbst 

keine Zölle mehr, da sie nun wettbewerbs-

fähig sind und wollen sie auch anderen 

Ländern verbieten, um diese beim Aufholen 

zu behindern. Der südkoreanische Ökonom 

Ha-Joon Chang beschreibt dies in seinem 

Buch „Kicking Away the Ladder“ („die Leiter 

wegstoßen“) – und nimmt damit Bezug auf 

eine Metapher, die ursprünglich von Fried-

rich List (s.u.) stammt.9 Zweitens ist auffäl-

lig, dass Länder auch in ihren freihändleri-

schen Perioden ihre „Achillesfersen“ wei-

terhin protektionistisch schützen. Beispiele 

dafür sind die fortbestehenden Agrarzölle 

der EU10 oder die britischen Corn Laws, 

durch die das Vereinte Königreich bis zur 

Hälfte des 19. Jahrhunderts hohe Einfuhr-

zölle auf Getreide einhob.11 Theorie und 

Praxis können also stark auseinanderfallen. 

Drittens werden von Freihandelsbefürwor-

ter:innen  global  unterschiedliche Arbeits-, 

Sozial- und Umweltstandards ausgeblen-

det oder zumindest nicht als problematisch 

erachtet. Die Neoklassik geht davon aus, 

dass die Produktionsfaktoren Kapital und 

Arbeit(-skräfte) mobil sind und sich weltweit 

zu den für sie besten Bedingungen hinbe-

wegen wollen und können („Faktormobili-

tät“).12 Deshalb sollen die politischen Rah-

menbedingungen so gestaltet sein, dass 

das Kapital zu den global besten Investi-

tionsbedingungen (z.B. niedrige Steuern) 

fließen kann (und die Arbeitskräfte zu den 

Arbeitsplätzen ziehen können). Niedrige Ar-

beits-, Sozial- und Umweltstandards kön-

nen Investitionen ebenfalls attraktiver ma-

chen und deshalb entsteht ein „Wettbewerb 

nach unten“ bei diesen Regulierungen.

„Protektionistische“ Denkschulen

In der kritischen Entwicklungsökonomie gibt 

es schon lange Denkschulen, die den Ein-

satz von Zöllen verteidigen. Offiziell werden 

sie nicht als „protektionistisch“ bezeichnet, 

sondern als entwicklungs- oder produkti-

onsorientierte Theorien, weil die protektio-

nistischen Maßnahmen eigentlich der Stär-

kung der (industriellen) Produktion mit dem 

Ziel der nachholenden Entwicklung dienen.

Bekannte Vertreter dieser Denkweise waren 

in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 

Alexander Hamilton in den USA und An-

fang des 19. Jahrhunderts Friedrich List auf 

deutschem Gebiet (die Fürstentümer hatten 

damals noch nicht zum Nationalstaat zusam-
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mengefunden). Letztgenannter entwickelte 

Hamiltons Gedanken weiter.13 Sowohl die 

USA als auch die deutschen Fürstentümer 

waren mit der Übermacht Großbritanniens 

konfrontiert. Ihr Ziel war es, in der industri-

ellen Entwicklung aufzuschließen. Zu diesem 

Zweck empfahlen sie den vorübergehenden 

Einsatz von sogenannten „Erziehungszöllen“ 

als Unterstützung für jene Industriezweige, 

die sie entwickeln wollten, die mit den bri-

tischen am Weltmarkt aber noch nicht kon-

kurrenzfähig waren. Bei List waren die Zölle 

allerdings in eine breitere Entwicklungsstra-

tegie eingebettet, die auch Infrastruktur (z.B. 

den Bahnbau) und Bildung der Bevölkerung 

fördern sollte. List setzte sich außerdem für 

die Gründung des Deutschen Zollvereins ein, 

der die Zölle zwischen den deutschen Fürs-

tentümern abschaffen, aber einen gemeinsa-

men Außenzoll errichten sollte. Deshalb gilt 

er als einer der Vorväter des europäischen 

Integrationsgedanken.14 Letztendlich waren 

beide Staaten sehr erfolgreich mit dieser Po-

litik und wurden – die USA früher, Deutsch-

land später – schließlich selbst zu glühenden 

Vertretern des Freihandels.

Die Weltwirtschaftskrise von 1929 beein-

flusste auch dem Freihandel zuvor positiv 

eingestellte Theoretiker wie John Maynard 

Keynes. Er erkannte die Wichtigkeit einer 

ausgeglichenen Handelsbilanz und sah 

Zölle als einen wichtigen Bestandteil seiner 

interventionistischen Wirtschaftspolitik, die 

u.a. Industrie und Arbeitsplätze im eigenen 

Land sichern sollten.15 Außerdem forderte 

er bereits in der Zwischenkriegszeit Kapital-

verkehrskontrollen16, die nach dem Zweiten 

Weltkrieg im Rahmen des Abkommens von 

Bretton Woods – gemeinsam mit dem Gold-

standard, der fixe Wechselkurse garantierte 

– etabliert wurden. In dieser Phase der zwi-

schenstaatlichen Beziehungen waren Zölle 

und andere Handelsbarrieren – auch Kapi-

talverkehrskontrollen – absolut üblich. Die 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft be-

gann ab den späten 1950er-Jahren mit dem 

Aufbau einer Zollunion. Sie schaffte die Bin-

nenzölle der damals sechs Mitgliedsstaaten 

ab und errichtete einen gemeinsamen Au-

ßenzoll. Damit überschritt sie die Kompe-

tenzen eines regulären Freihandelsabkom-

mens, das keinen gemeinsamen Außenzoll 

vorsieht, und wurde zu einem Projekt regio-

naler wirtschaftlicher Integration. 

Lists Ideen erlebten einen neuen Auf-

schwung im Lateinamerika der 1930er-Jahre 

und wurden in der Nachkriegszeit von der 

UN-Kommission für Lateinamerika und die 

Karibik (auf Spanisch CEPAL) unter ihrem 

ersten Generalsekretär Raúl Prebisch zu ei-

nem eigenen Theoriegebäude weiterentwi-

ckelt. Der „lateinamerikanische Strukturalis-

mus“ empfahl den Ländern Lateinamerikas, 

den Weg der importsubstituierenden Indus-

trialisierung (ISI) zu gehen, da sich Europa 

und die USA wegen der Weltwirtschafts-

krise 1929 zunehmend vom Weltmarkt ab-

schotteten. Außerdem wurde die einseitige 

Spezialisierung auf Rohstoffexport wegen 

der hohen Weltmarktpreisschwankungen 

als nachteilig eingeschätzt. Wie auch List 

argumentierten die Expert:innen der CE-

PAL für den vorübergehenden Einsatz von 

Zöllen, die wieder ausgesetzt werden soll-

ten, sobald die Industrien wettbewerbsfähig 

geworden waren.17 In der Praxis passierte 

das aber nicht. Die Zölle wurden in den aller-

meisten Fällen beibehalten, bis der Volcker-

Schock 1979 die lateinamerikanischen Län-

der in eine schwere Schuldenkrise stürzte 

(die auch durch das sehr importintensive 

Wirtschaftsmodell ausgelöst war). Welt-

bank und Internationaler Währungsfonds 

zwangen den Ländern während der 1980er-

Jahre Strukturanpassungsprogramme auf, 

die Privatisierungen, Liberalisierung und 
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Deregulierung mit weitreichendem Zollab-

bau erforderten und viele der ehemals ge-

schützten Industrien zugrunde gehen ließen. 

Einige große lateinamerikanische Industrie-

betriebe, die heute noch Bedeutung haben, 

sind in der geschützten Zeit entstanden und 

überlebten die strenge Sparpolitik. Ein be-

kanntes Beispiel ist der brasilianische Flug-

zeugbauer Embraer.18

Denkschulen, bei denen protektionistische 

Maßnahmen eine Rolle spielen, gehen 

davon aus, dass bei Freihandel nicht alle 

beteiligten Akteur:innen gewinnen. Einer-

seits wird einer Spezialisierung auf Roh-

stoffabbau und -export nachgesagt, dass 

sie nachteiliger ist als Industriegüter her-

zustellen und diese zu handeln, weil Roh-

stoffpreise stärker schwanken und weniger 

Wertschöpfung im Land erzeugt wird. Rei-

nert spricht von der Möglichkeit, sich auf 

„Armut zu spezialisieren“.19 Andererseits 

sorgt Spezialisierung immer auch für Ra-

tionalisierung. Weniger wettbewerbsfähige 

Unternehmen müssen ganz schließen oder 

sie drohen abzuwandern, wenn Arbeits-, 

Sozial- und Umweltstandards nicht ge-

senkt werden. Durch Rationalisierung ver-

lieren also manche Beschäftigte ihre Jobs 

und manche Regionen – oder sogar ganze 

Länder – ihre industriellen Produktionska-

pazitäten. Es werden zwar die Preise für 

Industrie- und Konsumgüter gesenkt, aber 

zugleich wird durch die Öffnung Lohnstei-

gerungen eine klare Grenze gesetzt. Der Im-

port von billigen Konsumgütern wird dann 

fast schon zur Voraussetzung, um Lohn-

zurückhaltung für die eigenen Exportin-

dustrien durchhalten zu können. Auch aus 

ökologischer Perspektive kann „grenzenlo-

ser“ Welthandel kritisch betrachtet werden, 

da Handel auch CO2 verursacht, negative 

Umweltauswirkungen von Produktion oft in 

ärmere Länder ausgelagert werden20 und 

zudem häufig Güter getauscht werden, die 

jedes Land selbst produzieren kann, also 

nur die Auswahl für die Konsument:innen 

erhöht wird. Umgekehrt führt der Einsatz 

von protektionistischen Maßnahmen richti-

gerweise zu Preissteigerungen. Diese wä-

ren allerdings in halbwegs geschlossenen 

Wirtschaftsräumen nicht so ein großes Pro-

blem, da die Löhne kontrolliert miterhöht 

werden könnten (wie das in den ersten drei 

Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg 

in den USA und in Westeuropa gemacht 

wurde). 
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Die neoliberale Globalisierung 
ab den 1990er-Jahren

Der neoliberale Durchbruch wurde bereits seit 

Ende der 1940er-Jahre von der von Friedrich 

August von Hayek gegründeten Mont Pè-

lerin Society in Hinterzimmern vorbereitet. 

Mit Margaret Thatcher (ab 1979) und Ronald 

Reagan (ab 1981) konnte er zuerst in Groß-

britannien und dann in den USA politisch an 

die Macht gelangen. Mit der Auflösung der 

Sowjetunion und dem Zusammenbruch des 

Ostblocks fiel die Systemkonkurrenz Anfang 

der 1990er-Jahre weg und der Neoliberalis-

mus sorgte für eine Beschleunigung der Glo-

balisierung. Zwar bildeten sich bereits ab den 

1960er-Jahren zunehmend globale Lieferket-

ten heraus. Und die erzwungene Öffnung 

Lateinamerikas während der 1980er-Jahre 

eröffnete großen Konzernen schon allerlei In-

vestitionsmöglichkeiten.21 Die entscheidende 

Wende beim globalen Handel erfolgte aber 

erst während der 1990er-Jahre mit der Grün-

dung der Welthandelsorganisation (WTO), die 

explizit mit dem Ziel des Abbaus von Zöllen 

und anderen Handelsschranken gegründet 

wurde. Ihre beiden Grundsätze der Meist-

begünstigung22,23 und Nichtdiskriminierung 

ausländischer Produkte machte einen Groß-

teil der weiter oben beschriebenen Handels-

hemmnisse illegal.

Die WTO setzt Maximalzölle fest und sieht 

nur in wenigen Fällen Ausnahmen vor. Er-

laubt ist der Einsatz protektionistischer In-

strumente vor allem dann, wenn es gilt, 

Schaden von der eigenen Wirtschaft abzu-

wenden, z.B. Überkapazitäten von Drittstaa-

ten, die den heimischen Markt überfluten, 

auszugleichen. Dafür gibt es sogenannte 

Schutzschirme. Zusätzlich dürfen „Wettbe-

werbsverzerrungen“ am Weltmarkt durch 

Antidumpingmaßnahmen oder Antisubven-

tionsmaßnahmen ausgeglichen werden.24 

Zölle als industriepolitisches Instrument, 

also Erziehungszölle, sind nicht mehr vorge-

sehen. Die von der UN als „Least Developed 

Countries“ (am wenigsten entwickelt) einge-

stuften Länder erhalten aber üblicherweise 

zollfreien Zugang auf die Märkte des Glo-

balen Nordens, z.B. „einseitige Präferenz-

gewährung durch die Europäische Union“.25 

Gerade für Länder mit mittlerem Einkommen 

gibt es diese Vergünstigungen nicht, der Zol-

leinsatz bleibt ihnen aber ebenso verwehrt. 

Auch „Local Content“-Bestimmungen in 

öffentliche Ausschreibungen zu geben, ist 

vom WTO-Recht nicht gedeckt.26

Staaten im Wettbewerb nach unten, 
Zivilgesellschaft im Widerstand

Insgesamt ist durch die neoliberale Wende, 

die Deregulierung (heute „Bürokratieabbau“) 

,Privatisierungen und Liberalisierung (z.B. 

des Kapitalverkehrs) vorantrieb, eine neue 

Situation entstanden. Einerseits bildete sich 

durch Auslagerungen und Betriebsverlage-

rungen bereits ab Ende der 1960er-Jahre 

eine sogenannte global aufgesplitterte Pro-

duktion heraus, die sich durch lange, in vie-

len Bereichen global verlaufenden Lieferket-

ten auszeichnet. Andererseits wurde dies 

durch den Abbau von Handelsschranken 

und anderen Regulierungen zusätzlich be-

günstigt. Damit wurden neben Unterneh-

men auch die Nationalstaaten zueinander 

in Wettbewerb gesetzt. Ein „Wettlauf nach 

unten“ bei Arbeits-, Umwelt- und Steuer-

standards setzte ein, um Investitionen und 

Finanzkapitel anzuziehen.27

Der WTO-Rahmen schuf als Puzzleteil gute 

Bedingungen für einen Welthandel im neoli-

beralen Geiste. Das Handeln der WTO wurde 

allerdings nicht von allen Seiten geschätzt. 

Ende der 1990er-Jahre formierte sich eine 

globalisierungskritische Bewegung in der 

Zivilgesellschaft, die sich gegen Liberalisie-

rung, Privatisierung und Zollabbau richtete 
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und bis zur Wirtschafts- und Finanzkrise 

2008ff. sehr aktiv war. Sie organisierte meh-

rere große Proteste rund um WTO-Gipfel in 

unterschiedlichen Ländern. Am bekanntes-

ten wurde der „Battle of Seattle“28 (1999), 

der der Bewegung als ständiger Referenz-

punkt diente.

Die Gründung von EU und  
EU-Binnenmarkt

Mit dem Übergang der Europäischen Ge-

meinschaft zur EU wurde im Jahr 1993 auch 

der gemeinsame Binnenmarkt geschaffen. 

Zum internen Zollabbau und dem gemein-

samen Außenzoll wurde nun auch noch die 

Gestaltung einer gemeinsamen Wirtschafts-

politik unabdingbar. Unter neoliberalen Vor-

zeichen schränkte diese über die EU-Fis-

kalregeln und das Wettbewerbsrecht den 

Spielraum für nationale Industriepolitik stark 

ein, da bestimmte Defizitgrenzen eingehal-

ten werden mussten und nationale Beihilfen 

ab einer gewissen Höhe grundsätzlich ver-

boten wurden (auch wenn es davon gering-

fügige Ausnahmen gab). 

Die Handelspolitik war seit Gründung der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

1957 eine (EU-)Kompetenz. Ihr Fokus lag 

seit den 1990er-Jahren auf drei Säulen. 

Erstens wurde die WTO betreut (multilate-

rale Säule). Zweitens wurden mit anderen 

Staaten oder Staatengruppen Freihandels-

abkommen ausgehandelt (bilaterale Säule). 

Drittens wurden sogenannte „trade de-

fence instruments“ – Handelsschutzinstru-

mente – aufgebaut. Dabei handelte es sich 

um die drei WTO-konformen Maßnahmen, 

die auch die EU im Anlassfall zum Einsatz 

brachte.
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Der Aufstieg Asiens als Vorbedingung 
des Handelskriegs

Die zunehmende Fragmentierung der Pro-

duktion durch Auslagerungen („Outsourcing“) 

und Betriebsverlagerungen („Offshoring“) 

diente vor allem der Profitmaximierung gro-

ßer Konzerne. Neben China konnte vor al-

lem Südkorea diese Investitionen nutzen, 

um selbst Knowhow aufzubauen und eigene 

Industriezweige hochzuziehen, die heute am 

Weltmarkt konkurrenzfähig sind. Dies hat seit 

der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008ff., als 

der Welthandel stark einbrach, den dominan-

ten Freihandelsdiskurs in Politik und Medien 

zunehmend gestört. 

Erstens scheiterte im Sommer 2008 die 

Doha-Runde in der WTO, weil sich Länder 

des Globalen Nordens und des Globalen 

Südens hinsichtlich der sogenannten Singa-

pur-Themen29 nicht einig wurden. Zusätzlich 

ist der Appellate Body, der Berufungsver-

fahren innerhalb der WTO gegen Panel-Ent-

scheidungen abwickelt, seit 2019 nicht mehr 

handlungsfähig, weil die USA die Neubeset-

zung von Stellen verhindert.30 Zweitens führte 

diese Blockade der WTO dazu, dass sowohl 

USA als auch EU ihre Bemühungen bilaterale 

Freihandelsabkommen zu schließen, ver-

stärkten. Drittens begannen USA und die EU 

zunehmend ihren freihändlerischen Zugang 

der „unilateralen Öffnung“ zu hinterfragen, 

bei dem sie zollfreien Zugang zum eigenen 

Markt gewährten, ohne dass es das Gegen-

über auch tun musste. Besonders bezogen 

auf China wurde dies zunehmend als Prob-

lem begriffen. Der Einsatz WTO-konformer 

Handelsschutzinstrumente steigerte sich. Die 

USA und die EU führten bspw. im Jahr 2012 

vorläufige Antidumpingzölle gegen chinesi-

sche Solarpaneelproduzenten ein, was dort 

200 Hersteller in den Konkurs trieb.31 In der 

EU wurden diese aber bereits im Juli 2013 

wieder abgeschafft. Unter anderem Deutsch-

land setzte sich dafür ein, da es chinesische 

Vergeltungszölle fürchtete.32 

Die starke Exportabhängigkeit 
macht Europa verletzlich 

Die Austeritätsmaßnahmen, die die Troika 

aus Internationalem Währungsfonds, Eu-

ropäischer Zentralbank und Europäischer 

Kommission infolge der Finanz- und Wirt-

schaftskrise durchsetzte, hatten die Kauf-

kraft in Südeuropa stark geschwächt. 

Deutschland kompensierte seine Ausfälle 

während der Eurozonenkrise, indem es zu-

nehmend China als Absatzmarkt für seine 

Güter entdeckte, also seine Produktions-

überkapazitäten dorthin umleitete. Zugleich 

verdrängten billigere chinesische Konsum-

güterimporte zunehmend südeuropäische, 

weshalb deutsche Unternehmen auch die 

Einkommen ihrer Beschäftigten niedrig hal-

ten konnten.33 So schafften es Deutschland 

und andere mitteleuropäische Länder ihre 

Industrie zu halten und schneller aus der 

Krise zu kommen. Es entstand aber eine 

strukturelle Abhängigkeit von China.

In Trumps erster Amtszeit trat die Europäi-

sche Kommission deshalb als „Hüterin des 

Freihandels“ auf, weil die Verhängung von 

Handelsschutzinstrumenten durch die EU 

immer die Gefahr barg, dass China sich 

revanchieren könnte. Dennoch liefen aber 

Bemühungen große Freihandelsabkommen 

abzuschließen ins Leere. Gegen TTIP, CETA 

und TiSA kam es zu großen zivilgesellschaft-

lichen Protesten. TTIP und TiSA kamen gar 

nicht zustande, während von CETA nach 

wie vor nur der Handelsteil provisorisch in 

Kraft ist, weil bisher nicht alle beteiligten 

Staaten das Abkommen in ihren nationalen 

Parlamenten ratifiziert haben.34 Zugleich ist 

Chinas Aufstieg so weit fortgeschritten, dass 

China die EU und die USA in vielen Tech-

nologiefeldern bereits eingeholt oder sogar 
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überholt hat.35 Das erhöht die Vorbehalte 

gegenüber dem „Reich der Mitte“, dessen 

Exportorientierung – im Gegensatz zu jener 

Europas – mithilfe des Begriffs „Überkapazi-

täten“ negativ geframed wurde.

Kalkül oder Wahnsinn?

Präsident Trump startete seine zweite Amts-

zeit mit einem Feuerwerk an Zollankündi-

gungen. Über den wahren Zweck hinter den 

Zöllen rätseln Politiker:innen, Wissenschaft-

ler:innen und die interessierte Öffentlichkeit 

rund um die Welt. Es handelt sich jedenfalls 

nicht um klassische entwicklungsökonomi-

sche Zölle, da sie flächendeckend gelten und 

nicht die Ansiedlung oder den Aufbau be-

stimmter Industriezweige fördern. Zugleich 

sind für die EU die Motive hinter den US-Zöl-

len weniger wichtig als die Erkenntnis, dass 

die aktuelle Abhängigkeit von China und den 

USA Europa verletzlich macht und dass des-

halb gegengesteuert werden muss.

Während der politische Diskurs der letzten 

Jahre stark die Abhängigkeit Europas kriti-

siert hat, unterscheiden sich die Handlungs-

vorschläge unterschiedlicher Akteur:innen 

stark. Einige Branchen, die durch chinesi-

sche Konkurrenz unter Druck gekommen 

sind, z.B. die europäische Solar- oder Win-

dindustrie, machen sich für protektionis-

tische Maßnahmen stark, um chinesische 

Hersteller vom europäischen Markt fernzu-

halten.36 Andere europäische Branchen, die 

viel nach China exportieren und auch dort 

produzieren, z.B. die deutsche Autoindustrie, 

sind hier liberaler und wünschen keine Zölle 

oder andere protektionistische Maßnahmen, 

da sie Vergeltungsmaßnahmen fürchten. 

Außerdem benötigen sie die Importe von 

E-Autos aus ihren eigenen Produktions-

stätten in China, um die CO2-Flottenziele 

der EU zu erreichen.37 Eine Zwischenlösung 

wären Local Content-Auflagen,38 die euro-

päische Wertschöpfung fördern würden. 

Sie könnten chinesische Produzent:innen 

auch zur Eröffnung von Niederlassungen in 

Europa inklusive Wissenstransfer bewegen. 

Eine andere Möglichkeit wäre, chinesische 

Unternehmen zur Gründung von Joint Ven-

tures mit europäischen Unternehmen39 zu 

verpflichten, wenn sie am EU-Binnenmarkt 

verkaufen möchten. Denn aktuell ist eine ra-

sche grüne Wende in Europa gänzlich ohne 

chinesische Produkte nicht denkbar, was für 

eine kooperative Strategie spricht. Zugleich 

gilt es aber zu verhindern, dass eine neue, 

zu starke einseitige Abhängigkeit entsteht. 

Anders handeln

Nun ist aber auch ein Zeitpunkt erreicht, 

um sich wieder einmal die viel tiefergehen-

den Kritikpunkte an der neoliberalen Glo-

balisierung – inkl. WTO-Regeln und dem 

grundsätzlichen Ziel, Handelsschranken 

abzubauen – ins Gedächtnis zu rufen. Die 

Verbote von Local Content-Klauseln und 

die starke Einschränkung von Subventionen 

für staatlich angeleitete Entwicklung sind 

politisch gemacht und gehen auf neoklassi-

sche Annahmen des „natürlichen Gleichge-

wichts“ der Marktkräfte und des Idealbildes 

der „vollständigen Konkurrenz“40 zurück. 

Der Staat soll möglichst wenig in die Wirt-

schaft eingreifen und jene Drittstaaten be-

strafen, die es dennoch tun. Dies ist umso 

spannender, weil genau jene Staaten, die in 

der Geschichte eingegriffen haben, heute 

als Beispiele für erfolgreiche nachholende 

Entwicklung gelten, zum Beispiel China und 

Südkorea, aber auch Japan, Deutschland 

oder die USA.

Kritische Entwicklungstheorien aus dem 

Globalen Süden beschäftigen sich bereits 

seit Ende der 1940er-Jahre mit Fragen der 

wirtschaftlichen Abhängigkeit und wie diese 

überwunden werden kann. Da der weiter 
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oben erwähne lateinamerikanische Struktu-

ralismus zu großen Handelsbilanzdefiziten 

geführt hatte, entstand die Dependenzthe-

orie. Sie argumentierte in unterschiedlichen 

Strängen ab den 1970er-Jahren, dass In-

dustrialisierung alleine nicht Abhängigkeiten 

beenden könnte, sondern dass diese tief in 

den politischen und wirtschaftlichen Struk-

turen eines Landes verankert wäre und sich 

in den ungleichen Außenbeziehungen wi-

derspiegelte. Eine Gruppe der Dependenz-

theoretiker, u.a. der Deutsche Dieter Seng-

haas, der Ägypter Samir Amin und der Nor-

weger Johann Galtung, setzt sich deshalb 

für das Ziel der „Self-Reliance“ ein, was auf 

Deutsch mit „autozentrierte“ (auf sich selbst 

fokussierte) Entwicklung übersetzt wird. 

Auch die großteils afrikanischen und asia-

tischen Politiker:innen der Blockfreien Be-

wegung setzten während der 1970er- und 

Anfang der 1980er-Jahre diesen Begriff als 

Vision ein, waren aber weniger stark antika-

pitalistisch geprägt. Sie wollten durch eine 

Neue Weltwirtschaftsordnung ein „größeres 

Stück des Kuchens“ für die Länder des Glo-

balen Südens sichern.41 

Self-Reliance hatte drei grundlegende Säulen 

(siehe auch Abbildung 2). Erstens sollte auf 

die eigenen (lokalen) Ressourcen zurückzu-

gegriffen werden, wo dies möglich ist. Zwei-

tens sollten horizontale, gleichberechtigte 

Austauschbeziehungen mit anderen benach-

teiligen/abhängigen Gemeinden und Ländern 

aufgebaut werden (um kollektive Self-Reli-

ance zu erreichen). Drittens wurde die He-

rausbildung einer neuen Weltwirtschafts-

ordnung angestrebt, die die Ausbeutung 

der Länder des Globalen Südens beenden 

sollte. Es gab offen sozialistisch, aber auch 
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nicht sozialistisch, reformistisch geprägte 

Spielarten dieser Vision. Bereits Senghaas 

und Galtung argumentierten, dass „Self-Reli-

ance“ auch im Globalen Norden möglich und 

sinnvoll wäre und betonten, dass es sich da-

bei nicht um Autarkie handelte, sondern um 

eine Orientierung der Wirtschaft (und damit 

auch des Verhältnisses von Eigenproduktion 

zu Handel) auf die Bedürfnisbefriedigung. 

Seit der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008ff. 

kann „Community Wealth Building“ – eine 

Entwicklungsstrategie, die in den USA und 

Großbritannien praktiziert wird – als Beispiel 

für Self-Reliance im Globalen Norden heran-

gezogen werden.42

„Self-Reliance“ betont den Gebrauchswert 

eines Gutes gegenüber dem Tauschwert. 

Wirtschaftstätigkeit solle sich mehr an der 

Bedürfnisbefriedigung orientieren als an der 

Gewinnmaximierung. Eine einseitige Spe-

zialisierung, um besonders wettbewerbs-

fähige Exporte zu haben, macht aus dieser 

Perspektive keinen Sinn. Ganz im Gegenteil: 

ökonomische Subsidiarität, also möglichst 

kleinräumige, regionale Kreisläufe und eine 

diversifizierte Wirtschaftsstruktur werden als 

Ziele definiert (siehe Abbildung 2). Nur was 

jeweils lokal, regional oder national nicht 

hergestellt werden kann, wird auf höheren 

Ebenen durch Handel erworben. Alleine 

dadurch kommt es zu einer selektiven Ent-

flechtung der Weltwirtschaft. Auf makroregi-

onaler Ebene, z.B. in der EU, soll nach die-

sem Denkansatz eine sogenannte kollektive 

„Self-Reliance“ angestrebt werden.43 Dieses 

Konzept ist allerdings grundlegend anders 

als die strategische Autonomie der EU, weil 

nicht die Absicherung der starken Export-

position der EU am Weltmarkt und nicht 

die Aufrechterhaltung der dysfunktionalen 

WTO-Regeln das Ziel ist, sondern eine neue 

Entwicklungsstrategie mit Binnenmarktori-

entierung, die lokale Wertschöpfung stärkt, 

Arbeitsplätze sichert und gleichberechtigte 

Beziehungen mit Drittstaaten anstrebt. 

Fazit

Aktuell wird Freihandel vor allem wegen 

Sicherheits- und Nachhaltigkeitsbeden-

ken immer kritischer beäugt. Es gibt aber 

auch wirtschaftliche und soziale Gründe ihn 

skeptisch zu sehen. Deshalb befürwortete 

die Arbeiter:innenbewegung Zölle in langen 

Phasen. Nur weil Präsident Trump seit sei-

nem zweiten Amtsantritt mit Zöllen um sich 

wirft, dürfen nicht grundlegendere theoreti-

sche Überlegungen und praktische Anwen-

dungsbeispiele von Zöllen in Vergessenheit 

geraten. Insbesondere progressive Kräfte 

sollten nicht plötzlich gegen Zölle sein, weil 

Trump sie einsetzt. Wie an anderer Stelle 

ausführlich argumentiert,44 ist der Einsatz 

von protektionistischen Maßnahmen nicht 

per se zu verurteilen, sondern es kommt auf 

ihren genauen Zweck an. Denn sowohl der 

Aufbau eigener Industrien wie auch die Stär-

kung regionaler Wirtschaftskreisläufe – bei-

des Grundlage für Versorgungssicherheit, 

hohe Arbeits- und Umweltstandards sowie 

den sozial-ökologischen Umbau unserer 

Volkswirtschaften – werden ohne Handels-

schranken nicht umsetzbar sein. 

Julia Eder, AK Wien
julia.eder@akwien.at
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EU-MEXIKO-ABKOMMEN:  
MENSCHENRECHTE UND 
NACHHALTIGKEIT BITTE WARTEN
Nach jahrelangen Verhandlungen kam die Einigung über den Abschluss der Nachverhandlungen zur 
Modernisierung des Globalabkommens zwischen EU und Mexiko Mitte Jänner 2025 überraschend. Der 
Zeitpunkt der Bekanntgabe – kurz vor der Angelobung Donald Trumps als neuer US-Präsident – deutet 
darauf hin, dass die Intention einer verstärkten Zusammenarbeit auf geopolitischen Überlegungen 
basiert. Doch wie sind die ökonomischen Effekte des Abkommens im Verhältnis zu Nachhaltigkeits-
fragen zu bewerten?

Verwirrung nach Verhandlungsabschluss

Am 17. Jänner 2025 verkündeten die Prä-

sidentin der Europäischen Kommission Ur-

sula Von der Leyen und der EU-Handels-

kommissar Maroš Šefčovič den Abschluss 

der Nachverhandlungen zur Modernisierung 

des 2000 geschlossenen Globalabkom-

mens zwischen der EU und Mexiko.1 Diese 

Einigung kam für Beobachter:innen des Pro-

zesses überraschend, da die Verhandlungen 

jahrelang holperten. Vielmehr kann der Zeit-

punkt – drei Tage vor der Angelobung Do-

nald Trumps als neuer US-Präsident – als 

geopolitisches Zeichen der beiden Handel-

spartner wahrgenommen werden. Donald 

Trump hatte bereits im Wahlkampf angekün-

digt, Zölle gegenüber allen Handelspartnern 

als zentrales wirtschaftspolitisches Instru-

ment einsetzen zu wollen, um „America wie-

der groß“ zu machen („Make America Great 

Again“ – MAGA). Diese Ankündigung ließ – 

wie wir inzwischen wissen – rasch konkrete 

Schritte folgen: Zölle wurden verhängt, teil-

weise wieder ausgesetzt, und das Welthan-

delssystem erheblich destabilisiert.

Laut EU-Handelskommissar Maroš Šefčovič 

sei es wichtig gewesen, „das Momentum zu 

ergreifen“2, um die Bereitschaft zur enge-

ren wirtschaftlichen Kooperation zwischen 

EU und Mexiko zu signalisieren. Allerdings 

herrscht seither Verwirrung darüber, was die 

EU und Mexiko nun tatsächlich vereinbart 

haben. Denn aus Mexiko kamen relativie-

rende Aussagen zum Abschluss des Nach-

verhandlungsprozesses. So erklärte die me-

xikanische Präsidentin Claudia Sheinbaum 

in einer Pressekonferenz am 22.1.2025 – 

also fünf Tage nach der europäischen Ver-

lautbarung –, dass noch keine endgültige 

Einigung vorliege. Das Abkommen müsse 

erst mit ihrem wirtschaftspolitischen „Mexi-

ko-Plan“ abgestimmt werden. Die Europäi-

sche Kommission bleibt jedoch dabei, dass 

die Verhandlungen abgeschlossen seien.3 

Auf Basis dieser Informationen sollen nun 

im Nachfolgenden Prozess und wesentliche 

Inhalte des Abkommens zwischen EU und 

Mexiko nachgezeichnet und einer kritischen 

Einschätzung hinsichtlich seiner Nachhaltig-

keitsaspekte unterzogen werden.

Was bisher geschah

Das ursprüngliche Handelsabkommen zwi-

schen EU und Mexiko trat bereits im Jahr 

2000 in Kraft. Schon damals wurden weitrei-

chende Zollsenkungen umgesetzt und Berei-

che wie das öffentliche Beschaffungswesen 

sowie öffentliche Dienstleistungen für inter-

nationale Investor:innen geöffnet.4 Zu dieser 

Zeit galt das Abkommen hinsichtlich seines 

Umfangs und seiner Reichweite das größte, 

das die EU bis dahin abgeschlossen hatte.

Von  
Monika Feigl-Heihs

Aufgrund  
unterschiedli-

cher Aussagen 
aus der EU und  

Mexiko herrscht 
Verwirrung,  

was tatsäch-
lich vereinbart 

wurde.
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Die damaligen Bestrebungen zur stärkeren 

handelspolitischen Zusammenarbeit wur-

den durch den Abschluss des nordamerika-

nischen NAFTA-Abkommens im Jahr 1994 

zwischen USA, Kanada und Mexiko moti-

viert. Dieses ließ europäische Unternehmen 

befürchten, auf dem mexikanischen Markt 

ins Hintertreffen zu geraten. Mexiko kamen 

die Kooperationsbestrebungen aus Europa 

gelegen, da das Land parallel zur regionalen 

Freihandelszone nach Wegen suchte, seine 

wirtschaftliche Abhängigkeit von den USA 

zu verringern.5 

Doch bis heute sind die USA für Mexiko der 

bedeutsamste Handelspartner. Mexiko ex-

portiert rund 80 % seiner Waren in die USA 

und lediglich 5 % in die EU. Diese Verteilung 

hat sich seit Abschluss des ursprünglichen 

Globalabkommens kaum verändert. Für die 

EU ist Mexiko nach Brasilien der zweitwich-

tigste Handelspartner in Lateinamerika. Die 

EU liefert hauptsächlich Maschinen, Fahr-

zeuge und pharmazeutische Produkte nach 

Mexiko, während Mexiko ebenfalls Maschi-

nen und Transportausrüstung, optische und 

fotografische Instrumente sowie minerali-

sche Rohstoffe in die EU liefert.6

Geplante Vertiefung des Abkommens 

Nachdem in den beginnenden 2010er 

Jahren China die EU als zweitwichtigsten 

Handelspartner für Mexiko überholt hatte, 

wurden Stimmen in der EU laut, das beste-

hende Handelsabkommen zu vertiefen. Au-

ßerdem hatten andere Handelsabkommen, 

die die EU zu dieser Zeit verhandelte – wie 

z.B. das Abkommen mit Kanada (CETA), 

die Messlatte für derartige Verträge höher 

gelegt. Die 2016 begonnenen Vertiefungs-

verhandlungen beinhalteten neben weiteren 

Zollsenkungen auf nahezu alle Warenkate-

gorien insbesondere die stärkere Öffnung 

des öffentlichen Beschaffungswesens, die 

Förderung des Exports landwirtschaftlicher 

Produkte sowie die Einführung eines umfas-

senden Investitionsschutzes.

Im Jahr 2018 erzielten die Handelspartner 

eine grundsätzliche Einigung7, doch techni-

sche Details, insbesondere zur Vergabe öf-

fentlicher Aufträge, konnten erst 2020 geklärt 

werden.8 Trotzdem stockte ab diesem Zeit-

punkt die Ratifikation: Der Hintergrund dafür 

lag in den geplanten, umfassenden Reformen 

im mexikanischen Energiesektor. Präsident 

López Obrador (2018-2024) setzte sich be-

reits seit Beginn seiner Amtszeit das Ziel, den 

mexikanischen Energiesektor wieder stärker 

unter staatliche Kontrolle zu bringen und 

frühere Energiereformen zurückzunehmen. 

So wurde unter anderem die Privatisierung 

des mexikanischen Energiesektors rückgän-

gig gemacht, sodass Energieunternehmen 

nicht mehr zwingend Gewinne erwirtschaften 

müssen.9 Auch die seit Oktober 2024 am-

tierende mexikanische Präsidentin Claudia 

Sheinbaum setzt diesen Kurs fort.10

Damit haben europäische Energieunterneh-

men, die im mexikanischen Energiesektor 

tätig sind, das Recht verloren, wie ein me-

xikanisches Unternehmen behandelt zu 

werden. Laut Aussage eines Beamten der 

Europäischen Kommission, der Teil des 

Verhandlungsteams zur Erweiterung des 

bestehenden Handelsabkommens ist, wur-

den damit zuvor im Handelsabkommen ver-

ankerte Rechte europäischer Unternehmen 

beschnitten.11

Um die aus der Sicht der EU entstandene 

Schieflage des Abkommens zu begradigen, 

wurde nun abermals nachverhandelt. Das 

Ergebnis beinhaltet laut Medienberichten vor 

allem, dass die EU ihre früher zugesagte Er-

höhung der Importquoten für mexikanisches 

Geflügel, Rindfleisch und Ethanol wieder 

EU-Mexiko-Abkommen: Menschenrechte und Nachhaltigkeit bitte warten
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senkt. Zudem wurden günstigere Ursprungs-

regeln für den Export europäischer Indus-

trieprodukte nach Mexiko vereinbart. Ur-

sprungsregeln in einem Handelsabkommen 

legen fest, unter welchen Bedingungen Wa-

ren als aus einem Mitgliedsland stammend 

betrachtet werden, um Vergünstigungen wie 

zum Beispiel Zollermäßigungen zu erhalten.12

Menschenrechte? Auf dem Papier …

Während Anpassungen am bestehenden Glo-

balabkommen darauf abzielen, den Marktzu-

gang für Unternehmen beider Handelspart-

ner zu erleichtern und Zugangsbeschrän-

kungen zu verringern, geraten Menschen- 

und Arbeitsrechte jedoch ins Hintertreffen. 

Bereits im ursprünglichen Globalabkommen 

von 2000 ist eine Menschenrechtsklausel 

verankert, die die Vertragspartner dazu ver-

pflichtet, grundlegende Menschenrechte und 

demokratische Prinzipien zu respektieren 

und zu fördern. Verstöße gegen diese Ver-

pflichtungen können zur Aussetzung oder 

Beendigung des Abkommens führen.

Bei den Verhandlungen zum Globalabkom-

men in den Jahren 1996 und 1997 leistete 

die mexikanische Regierung unter Präsident 

Ernesto Zedillo starken Widerstand gegen 

die Aufnahme einer Menschenrechtsklausel. 

Die Regierung fürchtete, dass die EU sich 

in Mexikos innere Angelegenheiten einmi-

schen könnte. Erst als die Europäische Kom-

mission den Druck des Europäischen Parla-

ments betonte und das mögliche Scheitern 

des Abkommens in Aussicht stellte, lenkte 

die mexikanische Regierung ein.13

Insbesondere seit der Regierung von Präsi-

dent Felipe Calderón (2006) und dem mili-

tärischen Vorgehen gegen Drogenkartelle 

hatte sich die Sicherheitslage in Mexiko 

massiv verschärft. Über 150.000 Menschen 

starben, und 30.000 wurden Opfer durch 

gewaltsames Verschwinden. Menschen-

rechtsorganisationen dokumentieren zahl-

reiche Menschenrechtsverletzungen seitens 

der mexikanischen Sicherheitskräfte, die 

meist ungestraft blieben.14 

Mexiko gilt bis heute als besonders gefähr-

liches Land für Menschen, die sich für ihre 

Rechte einsetzen. Menschenrechtsvertei-

diger:innen, Journalist:innen und Demonst-

rant:innen sind seit vielen Jahren der Gefahr 

von Kriminalisierung, übermäßiger Gewal-

tanwendung und Tod ausgesetzt. Auch 2024 

kam es laut Amnesty International weiterhin 

zu Menschenrechtsverletzungen durch das 

Militär und die Nationalgarde, einschließlich 

außergerichtlicher Hinrichtungen.15 Zwischen 

2012 und 2022 wurden in Mexiko 185 Um-

weltaktivist:innen bzw. Menschen, die sich 

für Landrechte indigener und lokaler Gemein-

schaften einsetzten, ermordet. Sie kämpften 

u.a. gegen zerstörerische Bergbauprojekte 

oder gegen illegale Abholzung.16

Doch trotz zahlreicher dokumentierter Men-

schenrechtsverletzungen hat die EU die 

Menschenrechtsklausel gegenüber Mexiko 

nie zur Anwendung gebracht. Zwar adres-

sierte das Europäische Parlament die Men-

schenrechtslage in Mexiko in mehreren Re-

solutionen17, doch es unterließ es, die Akti-

vierung der Klausel und die Aufnahme offizi-

eller Konsultationen zu verlangen. Aufgrund 

dieses Versäumnisses sah sich auch die 

Kommission nie gezwungen, entschlossene 

Maßnahmen zu ergreifen, die möglicherweise 

zu Handelssanktionen hätten führen können. 

Die ursprüngliche Sorge Mexikos, dass sich 

die EU in interne Angelegenheiten einmi-

schen könnte, bleibt bis heute unbegrün-

det. Damit stellt sich auch die Frage der 

Glaubwürdigkeit der EU, wenn sie zwar 

Menschenrechtsverpflichtungen in einen 

EU-Mexiko-Abkommen: Menschenrechte und Nachhaltigkeit bitte warten
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Vertrag aufnimmt, nachweisebare Verstöße 

aber nicht mit den zur Verfügung stehenden 

Mitteln ahndet. Die Überarbeitung der Men-

schenrechtsklausel stand auch nicht auf der 

Agenda bei der geplanten Erweiterung des 

Globalabkommens.18

Arbeitsrechte – zahnlose Klauseln

Das neue EU-Mexiko-Abkommen soll 

demgegenüber ein Nachhaltigkeitskapitel 

bekommen, das die EU seit 2008 in ihre 

Handelsabkommen integriert. Im Nach-

haltigkeitskapitel sind Bestimmungen zur 

Förderung und Achtung von Umwelt- und 

Sozialstandards, einschließlich Schutzmaß-

nahmen für Arbeitsrechte und die Umwelt 

enthalten. Im Wesentlichen beziehen sich 

diese auf grundlegende Kernarbeitsnormen 

der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 

sowie auf multilaterale Umweltabkommen 

mit dem Bekenntnis, diese zu respektieren, 

zu fördern und wirksam umzusetzen.19 

Doch anders als bei der Menschenrechts-

klausel unterliegt dieses Kapitel nicht dem 

allgemeinen Streitbeilegungsmechanismus, 

der – wie schon gezeigt wurde – theoretisch 

sanktionsbewehrt ist.  Vielmehr gilt für das 

Nachhaltigkeitskapitel ein eigener Konsul-

tationsmechanismus, bei dem Verstöße, 

die ein Handelspartner beim anderen ortet, 

zwar besprochen, aber nicht sanktioniert 

werden können. Mexiko braucht daher im 

Zusammenhang mit Arbeitsrechtsverletzun-

gen erst gar keine Befürchtungen haben, da 

Sanktionsmöglichkeiten gleich von vornher-

ein fehlen.   

Wie zuvor schon im Zusammenhang mit 

der menschenrechtlichen Situation in Me-

xiko aufgezeigt wurde, sind für das Land 

auch seit Jahrzehnten massive Arbeits-

rechtsverletzungen dokumentiert. Das me-

xikanische Maquiladora-System, das ur-

sprünglich ausschließlich Fabriken für den 

Export mit schlechten Arbeitsbedingungen 

und niedriger Entlohnung umfasste, steht 

für schwere Menschen- und Arbeitsrechts-

verletzungen. Niedrige Löhne, überlange 

Arbeitszeiten, häufige und katastrophale 

Arbeitsunfälle sowie gesundheitsgefähr-

dende Arbeitsbedingungen sind einige der 

bekannten Missstände. So zählt Mexiko laut 

dem Internationalen Gewerkschaftsbund 

(IGB) nach wie vor zu den Ländern mit „sehr 

schlechten Bedingungen für Beschäftigte“. 

Auch 2024 standen willkürliche Verhaf-

tungen und strafrechtliche Verfolgung von 

Gewerkschafter:innen mit dem Ziel, die un-

abhängige Gewerkschaftsbewegung in Me-

xiko mundtot zu machen, auf der Tagesord-

nung.20 Mangels fehlender Sanktionen für 

das Nachhaltigkeitskapitel und vor dem Hin-

tergrund der negativen Erfahrungen mit der 

Menschenrechtsklausel wird es weiterhin 

den notwendigen gesellschaftlichen Druck 

zur Verbesserung von Menschen- und Ar-

beitsrechten brauchen.

Keine Verknüpfung von Handel 
und Klimaschutz

Das Nachhaltigkeitskapitel ist aber nicht nur 

hinsichtlich Arbeitsrechte mangelhaft, son-

dern versäumt es auch, dringend notwen-

digen Maßnahmen für den globalen Klima-

schutz zwischen den Handelspartnern fest-

zuschreiben. Die Anforderungen, die sich 

aus den Pariser Klimazielen ergeben – etwa 

der Abbau fossiler Subventionen, Klima-

schutzauflagen für Unternehmen oder ganz 

grundsätzlich der sozial-ökologische Um-

bau der Volkswirtschaften – werden im Ab-

kommen nicht aufgegriffen. Vielmehr bleibt 

das Ziel des ungehinderten Marktzugangs 

zentral – unabhängig davon, welche Güter 

gehandelt werden und wie klimaschädlich 

diese sind. So ist es beispielsweise weiter-

hin möglich, umweltschädliche Agroindust-
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rien oder treibhausgasintensive Industriegü-

ter durch das Abkommen zu fördern.

Im Positionspapier der Europäischen Kom-

mission zur Nachhaltigkeitsfolgenabschät-

zung des Abkommens werden die Aus-

wirkungen des Abkommens auf die Treib-

hausgasemissionen allerdings als gering 

eingeschätzt. So heißt es dort: „Durch das 

modernisierte Abkommen wird es wahr-

scheinlich nicht zu einer signifikanten Er-

höhung von Treibhausgasemissionen kom-

men.“21 Damit verkennt die Europäische 

Kommission allerdings die Dringlichkeit zur 

raschen und entschlossenen Senkung des 

Niveaus der bestehenden Treibhausgase-

missionen, zu der sich die EU im Rahmen 

des Pariser Klimaabkommens verpflichtet 

hat. Vielmehr erscheint es höchst fahrlässig, 

dass von der Europäischen Kommission 

angesichts der sich verschärfenden Klima-

katastrophe der Anstieg von Treibhausgase-

missionen relativiert wird.

Geopolitik statt  
Zukunftsfähigkeit

In geopolitischer Hinsicht wird das moderni-

sierte Abkommen immer wieder als Antwort 

auf die protektionistische Politik des US-Prä-

sidenten Donald Trump ins Spiel gebracht. 

Diese Strategie zielt darauf ab, eine engere 

wirtschaftliche Bindung zwischen der EU 

und Mexiko zu demonstrieren und den tran-

satlantischen Handel zu stärken. Doch die 

Europäische Kommission selbst schätzt die 

wirtschaftlichen Effekte des Handelsabkom-

mens in ihrem Positionspapier zur Vertiefung 

des Abkommens für beide Seiten – sowohl 

für die EU als auch für Mexiko – als äu-

ßerst gering ein.22 Ein Abkommen, das ohne 

große ökonomische Wirkung ist, aber durch 

das negative Folgen für das Klima drohen 

und Menschen- sowie Arbeitsrechte nur auf 

dem Papier geschützt sind, ist die falsche 

handelspolitische Antwort auf die Heraus-

forderungen unserer Zeit.

Monika Feigl-Heihs, AK Wien
monika.feiglheihs@akwien.at
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KRITISCHE ROHSTOFFE FÜR DIE EU 
EU-ROHSTOFFPARTNERSCHAFTEN AUF DEM PRÜFSTAND
Die EU will ihre Versorgung mit kritischen Rohstoffen sichern – zentral für die grüne und digitale 
Transformation, aber zunehmend auch für den militärischen Bereich. Seit 2021 hat sie dafür strategi-
sche Partnerschaften mit 14 rohstoffreichen Ländern geschlossen. Die EU stellt dabei Kooperationen 
in Aussicht: Unterstützung für nachhaltigen Bergbau, Investitionen und erhöhte Wertschöpfung. Doch 
der Erfolg bleibt ungewiss: Die EU-Angebote sind unverbindlich und schwer umzusetzen.

Historische Abhängigkeiten

Die Abhängigkeit Europas von Rohstoffim-

porten ist kein neues Phänomen. Seit Jahr-

zehnten kommen immer wieder Sorgen über 

Versorgungssicherheit und Risiken für die 

verarbeitende Industrie in Europa auf – ins-

besondere in Krisenzeiten. Bereits die Ölkri-

sen der 1970er Jahre machten die Verwund-

barkeit der europäischen Volkswirtschaften 

deutlich.1 Dennoch blieb der Zugang zu 

Ressourcen bis in die 1990er Jahre ein po-

litisches Randthema, da die Verfügbarkeit 

außerhalb von Krisensituationen als weitge-

hend gesichert galt.2 Rohstoffabbau wurde 

in Europa sogar zurückgefahren und ausge-

lagert. Doch das rasante Wirtschaftswachs-

tum Chinas ab den frühen 2000er Jahren und 

Chinas Dominanz bei der Rohstoffgewinnung 

und -verarbeitung führten zu einem Umfeld, 

das den EU-Zugang zu bestimmten Rohstof-

fen zunehmend verteuerte und erschwerte.3  

Zugang zu Rohstoffen als Politikziel  

Als Reaktion darauf verabschiedete die EU 

im Jahr 2008 die Rohstoffinitiative (Raw 

Materials Initiative, RMI), die auf drei Säu-

len basiert: Sicherung des Zugangs zu 

Rohstoffvorkommen weltweit, Förderung 

europäischer Quellen und Steigerung der 

Ressourceneffizienz sowie des Recyclings. 

In der Folgezeit konzentrierten sich die 

Maßnahmen jedoch vor allem auf die erste 

Säule, etwa durch Freihandelsabkommen 

oder Entwicklungspolitiken.4 

2011 stufte die EU erstmals bestimmte Ma-

terialien, bspw. Gallium, Kobalt, Magne-

sium, seltene Erden oder Tantal, – basierend 

auf ihrer hohen wirtschaftlichen Bedeutung 

und erheblichen Versorgungsrisiken – als 

kritisch ein. Seitdem hat sich die Anzahl der 

kritischen Rohstoffe auf dieser Liste von 14 

im Jahr 2011 auf 34 im Jahr 2023 mehr als 

verdoppelt, was die wachsende Besorgnis 

über Ressourcenabhängigkeiten widerspie-

gelt. 

Neue geopolitische Herausforderungen

Der langfristige Haupttreiber für den stei-

genden und veränderten Bedarf nach be-

stimmten Rohstoffen ist die grüne und di-

gitale Transformation. Die Umstellung auf 

erneuerbare Energien und digitale Innovati-

onen, aber auch die Rüstungs- und Raum-

fahrtsektoren benötigen mehr und andere 

Rohstoffe. Prognosen für kritische Rohstoffe 

zeigen, dass sich die Versorgung in den 

nächsten zwei Jahrzehnten vervielfachen 

muss, um allein das angestrebte Ziel einer 

nicht mehr von fossilen Energieträgern ab-

hängigen Wirtschaft zu erreichen.5 

Gleichzeitig zeigten die Pandemie, Kriege 

und zunehmende geopolitische Spannun-

gen, dass sich Europa nicht mehr auf globale 

Produktionsnetzwerke verlassen kann. So-

wohl die COVID-19 Pandemie als auch der 

Krieg in der Ukraine haben die Risiken von 

Von Bernhard  
Tröster, Simela 

Papatheophilou  
und Karin Küblböck

EU-Industrie-
politik erfordert 

neue Instru-
mente in der 

Rohstoffpolitik.
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Versorgungslücken durch die Abhängigkeit 

von globalen Lieferketten deutlich aufge-

zeigt.6 Auch im Handelskrieg zwischen den 

USA und China werden immer wieder Aus-

fuhrbeschränkungen, Zölle oder andere Han-

delshindernisse für bestimmte kritische Roh-

stoffe von beiden Parteien herangezogen.7 

Vor dem Hintergrund, dass Europa insbeson-

dere von China im Bezug kritischer Rohstoffe 

abhängig ist, sorgt das für Besorgnis in der 

EU. Bereits der 2020 verabschiedete EU-Ak-

tionsplan zu kritischen Rohstoffen8 betonte 

die Bedeutung widerstandsfähiger Wert-

schöpfungsketten, zirkulärer Wirtschaft und 

strategischer Autonomie in Schlüsselsekto-

ren. Er griff damit nicht nur den Energie- und 

Technologiebedarf auf, sondern unterstrich 

auch die Bedeutung industriepolitischer 

Strategien zum Aufbau europäischer Pro-

duktionskapazitäten für Produkte der Ener-

gie- und Digitalwende.

Die Importabhängigkeit der EU bei vielen kri-

tischen Rohstoffen ist hoch – bei manchen 

Materialien, wie Bor, Magnesium, Titanme-

tall, Seltenerdmetallen und Platingruppen-

metallen, liegt sie sogar bei nahezu 100 %. 

Darüber hinaus werden bestimmte kritische 

Rohstoffe nur in wenigen Ländern gewon-

nen. 92 % des weltweit gewonnenen Niobs 

stammen beispielsweise aus Brasilien. Nur 

drei weitere Länder fördern nennenswerte 

Mengen des kritischen Rohstoffs.9 95 % des 

weltweit gewonnen Lithiums stammt aus nur 

5 Ländern.10 Zudem ist die Verarbeitung der 

meisten kritischen Rohstoffe stark in China 

konzentriert. Beides erhöht Abhängigkeiten 

und Versorgungsrisiken.

Um den Aufbau europäischer Produktions-

kapazitäten – unterstützt durch Industriepo-

litik – zu ermöglichen, ist ein sicherer und 

verbesserter Zugang zu kritischen Rohstof-

fen unerlässlich. 

Eigene Versorgung  
reicht nicht aus

Ein zentraler Pfeiler dieser Strategie ist der 

Ausbau der Rohstoffgewinnung innerhalb 

Europas. Der Critical Raw Materials Act (CR-

MA)11 schafft hierfür erstmals eine gesetzli-

che Grundlage. Er zielt darauf ab, Europas 

Kapazitäten zur Gewinnung, Verarbeitung 

und zum Recycling bestimmter Rohstoffe zu 

stärken und Versorgungsunterbrechungen 

zu minimieren. 

Zu diesem Zweck wurde innerhalb der Liste 

kritischer Rohstoffe eine neue Untergruppe 

von 17 sogenannten strategischen Rohstof-

fen (Strategic Raw Materials, SRMs) ein-

geführt. Sie beinhaltet Metalle wie Seltene 

Erden, Kupfer, Lithium, natürlicher Grafit 

oder Wolfram. Der CRMA legt Zielwerte 

für die heimische Gewinnung, Verarbeitung 

und das Recycling dieser Rohstoffe fest: bis 

2030 sollen in der EU 10 % der strategischen 

Rohstoffe für den europäischen Bedarf ge-

fördert, 40 % verarbeitet und 25 % recycelt 

werden. Zudem sollten nicht mehr als 65 % 

der Importe eines strategischen Rohstoffs 

aus einem einzigen Land stammen. Diese 

Vorgaben sind rechtlich nicht bindend, die-

nen jedoch als politische Leitlinie.

Doch selbst bei Erreichen dieser Ziele bliebe 

die EU stark von Importen abhängig: 90 % 

der benötigten SRMs würden weiterhin 

außerhalb Europas abgebaut und 60 % in 

Drittstaaten verarbeitet. Importe bleiben so-

mit weiterhin die Hauptquelle für strategi-

sche Rohstoffe. 

Um den Zugang zu Rohstoffen aus Ländern 

außerhalb der EU zu verbessern, hat die EU 

verschiedene Instrumente adaptiert bzw. 

neu entwickelt. Eines dieser Instrumente 

sind die sogenannten strategische Rohstoff-

partnerschaften mit Drittstaaten.

Neue Ansätze  
für mehr EU- 

Kapazitäten und 
bessere externe 

Versorgung 
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Rohstoffpartnerschaften  
als neuer Ansatz

Strategische Rohstoffpartnerschaften sind 

unverbindliche Vereinbarungen zwischen 

der EU und einem Drittstaat über die Ge-

winnung und Verarbeitung kritischer Roh-

stoffe. Sie bestehen aus einer allgemeinen 

Absichtserklärung (Memorandum of Un-

derstanding; MoU) und einem detaillierten 

Fahrplan, der gemeinsam von der EU und 

den Partnerregierungen entwickelt wird. 

Laut der begleitenden Mitteilung der Euro-

päischen Kommission zum CRMA zielen 

diese Partnerschaften darauf ab, die Roh-

stoff-Wertschöpfungsketten der EU mit je-

nen der Partnerländer zu verknüpfen. Sie 

sollen dazu beitragen, regulatorische Rah-

menbedingungen zu verbessern, Umwelt- 

und Sozialstandards zu sichern, Investitio-

nen und nötige Infrastrukturfinanzierung zu 

mobilisieren, widerstandsfähige und nach-

haltige Lieferketten für kritische Rohstoffe 

aufzubauen und die Entwicklung von Fach-

kräften zu fördern.12

Die strategischen Partnerschaften sollen 

also dazu beitragen, direkte und zuverläs-

sige Zugangswege für europäische Unter-

nehmen zu schaffen, um Lieferverträge mit 

bestehenden oder potenziellen Rohstoff-

projekten in Drittstaaten abzuschließen. 

Unterstützende politische und finanzielle 

Maßnahmen wie Explorationsinitiativen, 

Nachhaltigkeitsprogramme, Mobilisierung 

von Investitionen und Infrastrukturfinanzie-

rung sollen Anreize für Regierungen und 

Bergbauunternehmen in Drittstaaten bieten, 

solche Verträge mit europäischen Abneh-

mern einzugehen. Mittel- bis langfristig soll 

daraus auch mehr Wertschöpfung generiert 

werden, etwa durch eine stärkere Verar-

beitung vor Ort anstelle von reinem Export 

unverarbeiteter Rohstoffe, vor allem in Län-

dern des Globalen Südens. 

14 Partnerschaften mit  
gemeinsamem Kern

Seit 2021 hat die EU insgesamt 14 strate-

gische Partnerschaften abgeschlossen und 

das Tempo der MoU-Unterzeichnungen hat 

sich in den letzten Jahren deutlich erhöht 

(siehe Grafik). MoUs bestehen mit Kanada 

und der Ukraine (beide 2021), Kasachs-

tan und Namibia (beide 2022), Argentinien, 

Chile, Sambia, der Demokratischen Repub-

lik Kongo und Grönland (alle 2023) sowie mit 

14 individuelle 
Abkommen 

wurden bisher 
geschlossen

EU-Rohstoffpartnerschaften

Seit 2021 hat die EU insgesamt 14 strategische  
Partnerschaften abgeschlossen und das Tempo  
der MoU-Unterzeichnungen hat sich in den letzten 
Jahren deutlich erhöht.
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Ruanda, Norwegen, Usbekistan, Australien 

und Serbien (alle 2024)13 – also mit Partner-

ländern auf allen Kontinenten.

Eine Analyse der verschiedenen Memoran-

den (MoUs) zeigt, dass der grundlegende 

Aufbau der Partnerschaften einander sehr 

ähnlich ist. So beruhen die Vereinbarungen 

auf vier zentralen Säulen:

 n der Entwicklung und Integration von 

Rohstoff-Wertschöpfungsketten,

 n der Zusammenarbeit in den Bereichen 

Forschung und Entwicklung,

 n der Förderung von Umwelt-, Sozial- und 

Governance-(ESG)-Kriterien und -Stan-

dards,

 n sowie der Nutzung von Finanzierungs- 

und Investitionsinstrumenten für 

Rohstoffprojekte.

Aber deutliche Unterschiede 

Der Umfang der Vereinbarungen variiert 

jedoch deutlich. Während einige MoUs 

sehr knappgehalten sind, wie etwa das 

Abkommen mit Kanada mit nur einer Seite 

oder jenes mit Australien und der Demo-

kratischen Republik Kongo mit jeweils 3 

Seiten, umfassen andere bis zu 13 Seiten 

(Serbien). Daher bestehen Unterschiede 

im Detailgrad der thematischen Säulen, 

die durchaus die Gegebenheiten und An-

forderungen in den einzelnen Partnerlän-

dern widerspiegeln. Einzelne Abkommen 

beinhalten Themen wie Infrastruktur oder 

regulatorische Angleichung, andere nicht. 

Einige Partnerschaften sehen konkrete 

Schritte z.B. in der Forschungs- und Inno-

vationskooperation vor, während andere in 

diesem Bereich lediglich allgemeine Ziele 

formulieren.

Ebenso beziehen sich die Partnerschaften 

auf unterschiedlich viele Rohstoffe. Nur fünf 

der 14 strategischen Partnerschaften, näm-

lich jene mit Argentinien, Australien, Chile, 

der DR Kongo und Sambia umfassen aus-

schließlich kritische Rohstoffe. Die Mehrheit 

der MoUs hingegen deckt grundsätzlich alle 

Rohstoffe ab und enthält lediglich eine Be-

stimmung, wonach der Fokus auf CRMs lie-

gen soll. Infolgedessen können Projekte un-

ter diesen Partnerschaften auch auf andere 

Rohstoffe ausgerichtet sein.

Anreize für Partnerländer

Die Partnerschaften zielen darauf ab, durch 

Anreize für Partnerländer und dort tätige 

Bergbauunternehmen die direkte Beliefe-

rung europäischer Lieferketten mit Rohstof-

fen ausreichend attraktiv zu machen. Dazu 

zählen die Schaffung von “gegenseitigen 

Vorteilen” und Mobilisierung von Investiti-

onen im Bergbaubereich sowie Förderung 

von Nachhaltigkeit. Während die Vorteile für 

die EU mit der Versorgung mit kritischen und 

anderen Rohstoffen feststehen, unterschei-

den sich die Abkommen in Bezug auf mög-

liche Vorteile für die Partnerländer erheblich. 

Mehrere Abkommen nennen die Ziele, den 

lokalen Mehrwert zu steigern (Argentinien, 

Kasachstan, Chile), Industrialisierung (Ar-

gentinien) und Upgrading (Kasachstan) – 

also die Übernahme komplexerer und profi-

tablerer Tätigkeiten in der Wertschöpfungs-

kette – zu unterstützen. Andere erkennen 

lediglich die politischen Ziele einer höheren 

lokalen Wertschöpfung und lokaler Transfor-

mationskapazitäten an (Sambia). Allerdings 

bleibt unklar, ob und wie diese Anreize in der 

Realität umzusetzen sind. 

Im Fall Serbiens wird das Ziel wirtschaftli-

cher Vorteile über die Integration in europä-

ische Wertschöpfungsketten am deutlichs-

ten konkretisiert. Hier werden Abnahmever-

träge und Investitionen öffentlicher und pri-

vater Akteure in eine Lithium-Batteriefabrik, 

die mit dem geplanten (und kontroversen) 

Anreize sind 
unverbindlich 

und schwer 
umsetzbar
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Jadar Lithium-Bergbauprojekt verbunden 

ist, genannt.14 In anderen Fällen bleibt der 

zentrale Begriff „Wertschöpfungsketteninte-

gration“ undefiniert. 

Insgesamt bleibt weitgehend unklar, wie 

genau Vorteile für Partnerländer entstehen 

sollen. Dies ist problematisch, da die Ent-

wicklung extraktiver Projekte die Rohstoff-

abhängigkeit ressourcenreicher Länder 

potenziell verstärken kann. Diese geht ge-

nerell mit eingeschränkter wirtschaftlicher 

und sozialer Entwicklung einher.15 Darüber 

hinaus zeigen Studien, dass Upgrading im 

Bergbausektor – also z.B. die Schaffung von 

Verarbeitungskapazitäten – häufig an erheb-

lichen Herausforderungen scheitert.16 Dazu 

zählen die Dominanz multinationaler Kon-

zerne, begrenzte finanzielle und politische 

Handlungsspielräume sowie fehlende infra-

strukturelle Voraussetzungen.

Mehr Finanzierung durch De-risking

Der Zugang zu Finanzierung von Rohstoff-

projekten und der damit verbundenen Inf-

rastruktur wird in den Abkommen als wei-

terer Anreiz für Partnerländer genannt. Alle 

Absichtserklärungen erwähnen zumindest 

den Einsatz von Instrumenten zur Risiko-

minderung durch öffentliche Institutionen, 

um damit die private Finanzierung von Roh-

stoffprojekten zu fördern.  Die Partnerschaf-

ten mit der DR Kongo, Sambia, Grönland 

und Ruanda nehmen auch die Erleichterung 

der Finanzierung von Infrastrukturprojekten 

auf. Dafür soll vor allem die Global Gateway 

Strategie der EU genutzt werden.17 Davon 

erhofft man sich gegenseitige positive Ef-

fekte – auf der einen Seite die Ermöglichung 

von Bergbauprojekten und dem Export der 

Rohstoffe und auf der anderen Seite Ver-

kehrs- und Energieinfrastruktur auch für 

andere Zwecke als die des Bergbaus. Die 

EU setzt daher auf den bekannten Ansatz 

der Mittelkombination (sog. Blending), der 

durch Zuschüsse öffentlicher Mittel Risiken 

von Projekten für private Investoren redu-

zieren und damit deren Kapital mobilisieren 

will (De-risking).18 Der Erfolg solcher Inst-

rumente hängt davon ab, ob sich die Inte-

ressen privater Investoren mit öffentlichen 

Interessen in Einklang bringen lassen.19 

Mangels Projekten gibt es bisher jedoch nur 

wenig Expertise bei der Finanzierung von 

Rohstoffprojekten in Drittstaaten über diese 

europäischen Finanzinstrumente.

Weitere Kritikpunkte 

Die verstärkte Nachfrage nach Bergbau 

führt zu verschiedensten Umweltproblemen, 

wie Biodiversitätsverlust aufgrund von mas-

sivem Landverbrauch.20 Auch für Menschen 

in Bergbaugebieten hat Bergbau Schatten-

seiten, wie die zahlreichen Bergbaukonflikte 

belegen.21 Mehr als die Hälfte der Minerale 

für die Energiewende befinden sich auf oder 

in unmittelbarer Nähe des Lands von indi-

genen Gruppen oder Landwirtschaft-betrei-

bender Bevölkerung. Diese Gruppen sind 

besonders vulnerabel gegenüber den nega-

tiven lokalen Auswirkungen wie hoher Land- 

und Wasserverbrauch oder Verschmutzung, 

die mit Bergbau oft einhergehen.22

Vor diesem Hintergrund weisen Kritiker:in-

nen auf weitere problematische Aspekte 

der Partnerschaften hin. Diese gehen in der 

Regel nicht auf illegale und unverantwortli-

che Bergbaupraktiken ein, vernachlässigen 

Antikorruptionsmaßnahmen und bieten nur 

minimale Transparenzanforderungen.23 Zu-

dem sind die Ziele in den Abkommen für 

mehr Nachhaltigkeit im Bergbausektor, wie 

auch in anderen Instrumenten der EU, nicht 

rechtlich verbindlich. Die Abkommen mit 

Ländern wie Sambia, der DR Kongo und 

Ruanda enthalten zwar Rückverfolgbar-

keits- und Transparenzstandards aufgrund 
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von Bedenken bezüglich Schmuggel und 

Bergbau, in anderen Partnerschaften feh-

len diese Aspekte. Insbesondere die Stra-

tegische Partnerschaft mit Ruanda steht 

diesbezüglich in der Kritik. Denn trotz be-

stehender Vereinbarungen scheint der 

Rohstoffschmuggel – der in erheblichem 

Maße zum Bürgerkrieg in der benachbarten 

DR Kongo beiträgt – weiterzubestehen.24 

Darüber hinaus war vorgesehen, dass Ro-

admaps, die die Details der Vereinbarungen 

und idealerweise auch konkrete Projekte 

enthalten, spätestens sechs Monate nach 

dem Abschluss der MoUs finalisiert wer-

den. In den meisten Fällen wurden diese 

jedoch nicht veröffentlicht, was die Frustra-

tion der zivilgesellschaftlichen Akteur:innen 

verstärkt, die beanstanden, dass die Ver-

sprechen der MoUs zu „Transparenz“ und 

„Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft“ 

nicht eingehalten wurden.25 Im Gegenteil, es 

gibt konkrete Fälle, in denen Strategische 

Partnerschaften politisch genutzt werden, 

um Projekte gegen zivilgesellschaftlichen 

Widerstand voranzutreiben.26 Das betrifft 

insbesondere das oben bereits erwähnte 

Jadar Lithium-Bergbauprojekt in Serbien, 

welches im Zentrum der Strategischen 

Rohstoffpartnerschaft zwischen der EU 

und Serbien steht. Denn Kritiker:innen des 

Projekts befürchten massive Umweltein-

griffe, insbesondere die Verseuchung des 

Grundwassers mit Schwermetallen, und 

werfen der serbischen Regierung vor, in den 

Genehmigungsprozess der geplanten Mine 

eingegriffen zu haben.27 

Unsichere Umsetzung

Mit den Strategischen Rohstoffpartner-

schaften weitet die EU ihr bisheriges Instru-

mentarium in der Rohstoffpolitik gegenüber 

Drittstaaten aus. Diese Abkommen spiegeln 

den industriepolitischen Ansatz für die grüne 

und digitale Transformation im externen 

Bereich der Rohstoffversorgung wider. Der 

Aufbau neuer Produktionskapazitäten in der 

EU soll aktiv durch Vereinbarungen mit roh-

stoffreichen Ländern unterstützt werden, die 

die Integration von Abnehmerbeziehungen 

zwischen Abnehmern in der EU und Roh-

stoffprojekten in diesen Ländern fördern. 

Damit präsentiert sich die EU als sicherer 

Partner für rohstoffreiche Länder, die nach-

haltig davon profitieren sollen. Nach innen 

wird gleichzeitig den Unternehmen in der EU 

signalisiert, dass über die Kooperationen die 

Rohstoffbeschaffung in den Partnerländern 

langfristig gesichert werden soll.

Derzeit ist jedoch unklar, ob die verbesserte 

Versorgung durch EU-Partnerschaftsab-

kommen wirklich realisiert werden kann, da 

keine konkreten Projekte oder Abnahmever-

träge bekannt sind. Die von der EU angebo-

tenen Anreize - wie nachhaltigerer Bergbau, 

höhere Investitionen und beiderseitige wirt-

schaftliche Vorteile – bleiben unverbindlich 

und in der Praxis schwer umzusetzen. Dies 

ist vor allem auf das Fehlen durchsetzbarer 

Nachhaltigkeitsvorgaben sowie einer kohä-

renten Strategie zur Förderung von Investiti-

onen und zur Steigerung der Wertschöpfung 

im Rohstoffsektor zurückzuführen.

Gleichzeitig hat die neue Europäische Kom-

mission bereits mit den Clean Trade and In-

vestment Partnerschaften (CTIPs) ein neues 

Instrument für Partnerschaften vorgestellt, 

das wiederum neue Prioritäten wie Förde-

rung der Wettbewerbsfähigkeit widerspie-

gelt.28 Diese neuen Partnerschaften sollen 

Freihandelsabkommen ergänzen oder er-

möglichen und dabei über Handels- und In-

vestitionsregulierungen und regulatorische 

Kooperationen den verbesserten Zugang zu 

Rohstoffen beinhalten. Dies deutet auch an, 

Wirkung des 
Ansatzes noch 

ungewiss,  
aber neue  

Instrumente 
sind schon  

am Start
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dass traditionelle Instrumente wie Freihan-

delsabkommen und die Zusammenarbeit in 

Regulierungsfragen trotz neuer Ansätze pri-

oritär für die EU bleiben. 

Somit gibt es weiterhin keine Instrumente 

und Strategien in der EU-Rohstoffpolitik, mit 

denen die Interessen der EU mit den Entwick-

lungsbedürfnissen der Partnerländer effektiv 

in Einklang gebracht werden können. Solche 

Ansätze müssen vor allem den politischen 

Spielraum für Industrialisierungsstrategien in 

rohstoffreichen Ländern ermöglichen und ak-

tiv fördern und dabei sicherstellen, dass Um-

welt- und Sozialstandards wirksam durchge-

setzt werden können.
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DAS EU-DEFIZITVERFAHREN 
DREI JAHRZEHNTE FISKALREGELN: 
EIN RÜCKBLICK MIT AUSBLICK
Vor 28 Jahren wurde das Defizitverfahren im Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspakts operatio-
nalisiert. 48 Mal kam es bisher zur Anwendung. Damit gehören Defizitverfahren zum Standardreper-
toire der EU, welche gehäuft nach Krisen zum Einsatz kommen: So waren nach der Finanzkrise 2008 
24 von 28 Mitgliedsstaaten betroffen. Sanktionen wurden noch nie verhängt. Viel Aufsehen wegen 
einer Zahl – der 3 % Defizitgrenze –, die „ökonomisch klingen“ sollte und in weniger als einer Stunde 
erdacht wurde. 

Das öffentliche Defizit 2024 von 4,7%1  in 

Österreich hat dazu geführt, dass in letz-

ter Zeit viel über das EU-Defizitverfahren 

(offiziell: Verfahren bei einem übermäßigen 

Defizit, kurz ÜDV) gesagt und geschrieben 

wurde. Der vorliegende Beitrag soll einen 

kurzen Überblick darüber bieten, wie das 

ÜDV entstanden ist und wie es sich im 

Laufe der Zeit entwickelt hat. Es herrscht 

insgesamt Einigkeit darüber, dass das 

österreichische Budget - aufgrund hoher 

Ausgaben der vorangegangenen Legisla-

turperiode ohne ausreichende Gegenfinan-

zierung - saniert werden muss. Andernfalls 

fallen immens hohe Zinszahlungen an und 

gerät Österreich zu stark in die Abhängig-

keit der Finanzmärkte. Die von Gewerk-

schaft und Arbeiterkammer seit jeher kri-

tisierte2 einseitige Ausrichtung auf Haus-

haltsdisziplin durch die EU-Fiskalregeln 

berücksichtigt jedoch wichtige Unionsziele 

wie Wohlergehen, Vollbeschäftigung und 

sozialen Fortschritt unzureichend.

Daher ist es aufschlussreich zu wissen, 

wie das hochstilisierte Zahlenwerk der 

Maastricht-Kriterien entstanden ist und wie 

sich die Durchsetzbarkeit der EU-Fiskalre-

geln im Rahmen des Defizitverfahrens in har-

ten politischen Kämpfen entwickelt hat.

Die 3 %-Defizitgrenze als 
französische Erfindung

Eine einfache ökonomische Regel, um 

Budgetwünsche seiner Minister:innen ab-

lehnen zu können, war im Jahr 1981 der 

Wunsch des damaligen französischen 

Staatspräsidenten François Mitterand3. Die 

Expert:innen im französischen Finanzmi-

nisterium entschieden sich aus Gründen 

der Einfachheit rasch für eine Defizitgrenze, 

die in Prozent des BIPs ausgedrückt wird 

– mit all ihren Nachteilen. Ohne Rückgriff 

auf wissenschaftliche Grundlagen einig-

ten sich die involvierten Expert:innen in 

weniger als einer Stunde auf ein Defizit 

von 3 % als Grenze.4 Mit dem Vertrag von 

Maastricht 1992 schaffte es diese französi-

sche Idee auf die EU-Ebene: Das maximale 

jährliche Haushaltsdefizit von 3 % wurde 

im Rahmen der Konvergenzkriterien, um 

dem Euro beitreten zu können, eingeführt5  

und die Grundzüge des Defizitverfahrens 

im Primärrecht festgelegt. 

1997 wurde mit dem Stabilitäts- und Wachs-

tumspakt (SWP) im Zuge der Euro-Einfüh-

rung der Wirtschafts- und Währungsunion 

die Verpflichtung, übermäßige öffentliche 

Defizite für immer zu vermeiden, operati-

onalisiert und mit der Verordnung (EG) Nr. 

1467/97 des Rates präzisiert6. Die EU-Kom-

mission hat die Haushaltsdisziplin der 

Von  
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EU-Mitgliedsstaaten nun in zweierlei Hin-

sicht zu prüfen: Einerseits, ob das Verhält-

nis des Defizits zum Bruttoinlandsprodukt 

den Referenzwert von 3 % überschreitet 

und andererseits, ob der öffentliche Schul-

denstand im Verhältnis zum Bruttoinland-

sprodukt über 60 % liegt. Ausnahmen sind 

vorgesehen, wenn dieses Verhältnis rück-

läufig und nahe dem Referenzwert ist oder 

wenn nur eine kurzfristige, ausnahmsweise 

Überschreitung vorliegt. In diesen Fällen 

wird kein Verfahren eingeleitet.

Erfüllt ein Mitgliedsstaat eines oder beide 

Kriterien nicht, erstellt die EU-Kommission 

zunächst einen Bericht. Ist die EU-Kommis-

sion nach der Stellungnahme des Mitglieds-

staates und des (heutigen) Wirtschafts- und 

Finanzausschusses der Auffassung, dass 

ein übermäßiges Defizit besteht, legt sie 

dem Rat eine Stellungnahme mit einer Emp-

fehlung vor. Der Rat entscheidet sodann auf 

Grundlage der Empfehlung der Kommis-

sion, ob ein ÜDV eingeleitet wird und rich-

tet nicht-öffentliche Empfehlungen zur Be-

hebung des Defizits binnen einer Frist von 

maximal sechs Monaten an den betroffenen 

Mitgliedsstaat. Wird der Mitgliedsstaat nicht 

tätig, kann der Rat seine Empfehlungen ver-

öffentlichen. Setzt der Mitgliedsstaat weiter-

hin keine Korrekturmaßnahmen, kann der 

Rat den Mitgliedsstaat mit der Maßgabe in 

Verzug setzen, binnen eine gewissen Frist 

Maßnahmen zu setzen. Wird dieser letzt-

genannte Beschluss des Rates durch den 

Mitgliedsstaat nicht befolgt, können letzt-

endlich Sanktionen verhängt werden (mehr 

dazu siehe gleich). 

Der erste Fall des Defizitverfahrens

In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre kam 

es daraufhin in den EU-Mitgliedstaaten zu 

einer Konsolidierungswelle, die einen wirt-

schaftlichen Abschwung mit sich brachte. In-

folgedessen schnellten die Schuldenstände 

und Defizite der Länder nach oben. Der 

Stabilitäts- und Wachstumspakt verschärfte 

diese Krise und konnte das Ansteigen der 

Budgetdefizite nicht verhindern.7 Das ÜDV, 

der so genannte korrektive Arm des Stabili-

täts- und Wachstumspakts, kam 2003 zum 

ersten Mal gegenüber Deutschland und 

Frankreich zum Einsatz8 und sorgte gleich für 

ein Politikum: Wiewohl es der Kommission 

obliegt, initiativ Vorschläge über Einleitung 

und Fortgang des Verfahrens an den Rat he-

ranzutragen, so ist es der Rat, der die finale 

Entscheidung zu treffen hat9. Das deutsche 

und französische Defizit lag über mehrere 

Jahre über 3 %. Entgegen dem Vorschlag 

der Kommission wurden im Rat auf politi-

schen Druck Deutschlands und Frankreichs 

hin keine Verschärfungen des Verfahrens be-

schlossen, die noch strengere Sparauflagen 

und ein Näherrücken von Sanktionen bedeu-

tet hätten. Schon damals konnten vier Arten 

von Sanktionen verhängt werden: Neben den 

bekannten Geldbußen waren das die Veröf-

fentlichung zusätzlicher Angaben vor der 

Emission von Schuldverschreibungen und 

sonstigen Wertpapieren; die Überprüfung 

der Darlehenspolitik durch die Europäische 

Investitionsbank sowie die Zahlung unverz-

inslicher Einlagen. Als Regelsanktion war zu 

diesem Zeitpunkt die unverzinsliche Einlage 

vorgesehen, die sich zwischen 0,2 % - 0,5 % 

des BIP bewegen konnte.10 

Eine Klage der Kommission vor dem Euro-

päischen Gerichtshof brachte gewisse Klar-

stellungen11:  Einerseits, dass es immer dem 

Rat obliegt zu entscheiden und ihm dabei 

ein Ermessen zukommt, welches ihn zu ei-

ner von der Kommission abweichenden Be-

urteilung der Wirtschaftsdaten, aber auch 

der zu treffenden Maßnahmen und Zeit-

pläne kommen lassen kann. Der Rat muss 

sich jedoch an die in Art. 126 AEUV (damals: 
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Art. 104 EGV) und der VO (EG) Nr. 1467/97 

fixierten Spielregeln halten und kann insbe-

sondere auch das Initiativrecht der Kommis-

sion nicht umgehen12. 

Mit dieser Klärung wurden die Bestimmun-

gen zum Defizitverfahren 2005 erstmals 

überarbeitet und die nationalen fiskalischen 

Spielräume in geringem Maße erweitert. 

So wurden die mittelfristigen Haushalts-

ziele festgelegt, indem Länderspezifika wie 

Schuldenstand und Wachstumspotenziale 

berücksichtigt werden. Zudem wurden die 

Möglichkeiten für ein sanktionsloses, vorü-

bergehendes Überschreiten der 3 % Defizit-

grenze etwas erweitert. Trotz dieser Reform 

blieb der SWP ein Stabilitäts-, aber kein 

Wachstumspakt13 mit enggeführtem Fokus 

auf Haushaltsdisziplin.

Nach der Finanzkrise: Austerität 
und Defizitverfahren en masse

Die zweite Welle an ÜDV war nach der Fi-

nanzkrise 2008 zu verzeichnen: Der Zenit 

wurde 2011 erreicht, als sich 24 von 28 Mit-

gliedsstaaten (darunter auch Österreich) in 

einem Defizitverfahren befanden.14 Die Do-

minanz neoliberaler Ideen15 führte zu einem 

Stakkato an verschärfenden Maßnahmen in 

den Folgejahren: So wurde der SWP durch 

zwei Legislativpakete, den Sixpack (2011) 

sowie den Twopack (2013), verschärft und 

der Fiskalpakt (2012) als internationaler Ver-

trag abgeschlossen. Diese beinhalteten fol-

gende zentrale Änderungen: 

 n Das Sanktionsregime des ÜDV wurde 

deutlich verschärft und Geldbußen als 

Regelsanktion anstelle unverzinslicher 

Einlagen vorgesehen16. Sanktionen für 

Mitgliedsländer der Eurozone wurden 

erweitert: Im Falle schwerer Verstöße 

gegen den SWP ist eine unverzinsliche 

Einlage in Höhe von 0,2 % des BIP vorge-

sehen.  Bei unzureichenden Maßnahmen 

zur Defizitbehebung können Sanktionen 

in Höhe von 0,2 % des BIP verhängt 

werden17.

 n Das Europäische Semester wird als 

jährlicher Koordinierungs- und Über-

wachungszyklus eingeführt. So sind 

zwei Mal jährlich Anfang April und 

Anfang Oktober Daten zu Defizit und 

Schuldenstand an die EU-Kommission 

zu melden. Euro-Länder hatten Stabili-

tätsprogramme, Nicht-Euro-Länder Kon-

vergenzprogramme an die Kommission 

zu übermitteln. Diese wurden jetzt vom 

neuen Fiskalstrukturplan abgelöst.

 n Ein eigener Passus wurde Sanktionen 

im Falle der Manipulation von Daten 

gewidmet, die ebenfalls bis maximal 

0,2 % des BIP erreichen können, wenn 

Daten zu Defizit und Schuldenstand 

absichtlich oder durch schwerwiegende 

Nachlässigkeit falsch dargestellt werden. 

Hintergrund für diese Maßnahme war ins-

besondere, dass Griechenland jahrelang 

gefälschte Finanzdaten an die EU-Kom-

mission übermittelt hatte18.  

 n Die Machtfülle der EU-Kommission als 

Exekutive wurde im Zuge dieser Novellie-

rungen ausgebaut: Wenn die Kommission 

dem Rat eine Empfehlung über einen 

solchen Beschluss vorlegt, braucht es 

eine qualifizierte Mehrheit des Rates, um 

den Beschluss abzulehnen (umgekehrte 

qualifizierte Mehrheit)19. 

 n Mit dem Fiskalpakt verpflichten sich die 

Vertragsparteien, die Schuldenregeln 

in nationales Recht umzusetzen20. Die 

Automatizität des ÜDV soll durch Koppe-

lung an den Fiskalpakt erhöht werden. In 

diesem ist auch vorgesehen, dass Emp-
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fehlungen der Kommission zur Eröffnung 

eines ÜDV beim Überschreiten der 3% 

Defizitgrenze unterstützt werden sollen, 

sofern sich nicht eine qualifizierte Mehr-

heit der Euroländer dagegen ausspricht21. 

 n Durch den Twopack werden schließlich 

zusätzliche Maßnahmen bei Vorliegen 

eines ÜDV verlangt: So müssen Länder 

im ÜDV zusätzliche Wirtschaftspart-

nerschaftsprogramme vorlegen. Diese 

enthalten politische Maßnahmen und 

strukturelle Reformen, die „eine wirkliche 

und dauerhafte Korrektur des über-

mäßigen Defizits sicherstellen und das 

den Empfehlungen des Rates über die 

Umsetzung der integrierten Leitlinien für 

die Wirtschafts- und Beschäftigungs-

politik des betroffenen Mitgliedsstaates 

umfassend Rechnung tragen“ (Art 9 (1) 

VO (EU) Nr. 473/2013). 

 n Des Weiteren sind umfassende Berichts-

pflichten im Zuge des ÜDV zu Haus-

haltsvollzug und gesetzten Maßnahmen 

vorgesehen (Art. 10). Die Kommission 

kann laut Verordnung direkt öffentliche 

Empfehlungen an den Mitgliedsstaat 

stellen, über deren Umsetzung der Mit-

gliedsstaat in der Folge zu berichten hat. 

Die hochkontrovers diskutierten Verschär-

fungen des EU-Fiskalrechts konnten teils 

nur durch Rechtsbiegung vorgenommen 

werden: Einerseits durch Flucht aus dem 

Europarecht beim Fiskalpakt mit dem Ab-

schluss in Form eines internationalen Ver-

trags und andererseits durch rechtswidrige 

Artikel …
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EDITORIAL 

Es hat sich wieder einiges getan. Neben einer überraschenden Einigung 

der Verhandlungsparteien beim Mercosur-Abkommen wird der internati-

onale Handel derzeit durch die ersten Ankündigungen von Donald Trump 

zu einem zentralen Thema in der Berichterstattung. Lisa Mittendrein gibt 

einen ersten Überblick über die Umbaupläne des (wieder) US-Präsidenten. 

Monika Feigl-Heihs skizziert das Mercosur-Abkommen und gibt eine Ein-

schätzung zu dessen Risiken und Nebenwirkungen ab. 

Frank Ey zeigt auf, dass die aktuelle Kommission unter neuerlicher Leitung 

von Von der Leyen nicht mit der letzten Kommissionsperiode verwech-

selt werden sollte – und mahnt zu einer europäischen Politik, die auch 

Arbeitnehmer:innen einbezieht. Julia Wegerer kritisiert, dass im Europä-

ischen Semester ein zu enger Blickwinkel auf die Wettbewerbsfähigkeit 

gelegt wird, der riskiert, Beschäftige einmal mehr außen vor zu lassen. Fe-

lix Mayr rückt einige der wesentlichen Erkenntnisse einer aktuellen Studie 

zu Audits und Zertifizierungen im Bereich nachhaltiger Lieferketten in den 

Blickpunkt. Bastian Henriquez Blauth stellt ein aktuelles Buch vor, in dem 

Etienne Schneider die deutsche Industrie- und Europapolitik genauer un-

ter die Lupe nimmt. Schließlich bespricht Felix Mayr ein Buch der Migra-

tionsforscherin Judith Kohlenberger zur aktuellen EU-Grenzpolitik – und 

was das mit dem aktuellen Rechtsruck zu tun hat.

Wir wünschen eine wie immer informative und spannende Lektüre!

Die Redaktion 
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Einpressung von Sekundärrecht in die Eu-

ropäischen Verträge, indem sekundärrecht-

liche Verordnungstexte Sanktionen und 

Kommissionsbefugnisse festschreiben, die 

das Primärrecht in Art. 121 AEUV, dem prä-

ventiven Arm des SWP, nicht vorsieht22.

Das Defizitverfahren in Zeiten 
multipler Krisen

Die dritte Welle an ÜDV setzte schließlich 

2024 ein. Nachdem die EU-Kommission 

im Zuge der Corona-Pandemie und des 

Angriffskriegs gegen die Ukraine ein Ab-

weichen von den Haushaltsanforderungen 

ermöglicht hatte, indem die allgemeine 

Ausweichklausel des SWP bis Ende 2023 

aktiviert wurde, wurden im Sommer 2024 

Verfahren gegen sieben Mitgliedsstaaten er-

öffnet. Dazu kommt das seit 2020 laufende 

Verfahren gegen Rumänien23. 

Die jüngsten Änderungen der wirtschaftspo-

litischen Steuerung – inklusive Änderungen 

am ÜDV –  traten nur wenige Wochen zuvor 

in Kraft: Während das Verfahren beim Über-

schreiten der 3 %-Defizitgrenze weitgehend 

unangetastet blieb, wurden Änderungen 

beim Überschreiten des öffentlichen Schul-

denstands von 60 % vorgenommen. Mit 

den neu eingeführten Fiskalstrukturplänen, 

die Nettoausgabenpfade enthalten, führt 

die Kommission Kontrollkonten ein, die Ab-

weichungen von den Ausgabenpfaden fest-

halten. Bei allen Mitgliedsstaaten mit einem 

öffentlichen Schuldenstand von mehr als 

60 %, die künftig negative Abweichungen 

in einem gewissen Ausmaß von ihren Kont-

rollkonten zu verzeichnen haben, erstellt die 

Kommission automatisch einen Erstbericht 

zur Evaluierung, ob ein schuldenbasiertes 

ÜDV zu eröffnen ist24. Damit soll dem schul-

denbasierten ÜDV ein größeres Gewicht zu-

kommen. Wie sich diese Änderungen aus-

wirken, wird sich erst zeigen.

Wie dehnbar – wenn politisch gewünscht 

– die Einhaltung der Regeln weiterhin ist, 

zeigt wiederum eine Mitte März 2025 ver-

öffentlichte Mitteilung der Kommission. In 

dieser wird den Mitgliedsstaaten zugesagt, 

erhebliche Ausnahmen von den EU-Fiskal-

regeln für Verteidigungsausgaben über die 

nationale Ausweichklausel zu ermöglichen25.  

Bis dato haben 12 Mitgliedsstaaten ange-

kündigt, von der nationalen Ausweichklau-

sel Gebrauch zu machen und damit von 

ihrem im Fiskalstrukturplan festgelegten 

Nettoausgabenpfad bzw. vom Korrektur-

pfad im Rahmen des Defizitverfahrens ab-

zuweichen26.

Die Schattierungen von Sanktionen

Trotz all der angeführten Verschärfungen 

der Fiskalregeln kam es bisher nie zur for-

malen Sanktionierung eines Mitgliedsstaats. 

Zuletzt kamen im Jahr 2016 Spanien und 

Portugal einer Sanktionierung nahe27: Die 

EU-Kommission hatte beiden Ländern 

Sanktionen in Aussicht gestellt, weil die Län-

der nicht die laut Kommission erforderlichen 

Maßnahmen getroffen hatten, um ihr über-

mäßiges Defizit zu korrigieren. Schlussend-

lich entschied die Kommission jedoch, bei-

den Ländern mehr Zeit zu geben und neue 

fiskalische Referenzpfade vorzulegen28. 

Dies auch vor dem Hintergrund, dass der 

damalige EU-Kommissionspräsident Jean-

Claude Juncker nur wenige Wochen zuvor 

offen bekannt gab, die EU-Fiskalregeln ge-

genüber Frankreich weniger strikt anzuwen-

den, „weil es Frankreich ist“ (because it is 

France)29. 

Nicht zu unterschätzen ist die Wirkung „ne-

gativer Sanktionen“: Dabei werden Förde-

rungen der EU an Konditionalitäten gekop-

pelt, deren Nichteinhaltung das Aussetzen 

der Förderung bewirkt. Dieses Werkzeug, 

welches ursprünglich als Element auswär-

Sixpack,  
Twopack,  

Fiskalpakt oder 
wie man nicht 
Funktionieren-
des verschärft.
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tiger Politik eingesetzt wurde, etwa wenn 

Entwicklungshilfen an Drittländer vergeben 

wurden, kam von Anfang an auch bei der 

Gründung der Währungsunion in Form der 

makroökonomischen Konditionalität zur 

Anwendung: 1994, als der Kohäsionsfonds 

eingerichtet wurde, war darin die Ausset-

zung finanzieller Unterstützung vorgesehen, 

wenn Mitgliedsstaaten ihre übermäßigen 

Defizite nicht fristgerecht behoben30. Den 

Weg der Koppelung an makroökonomische 

Konditionalitäten beschreitet die EU-Kom-

mission in den letzten Jahren verstärkt. So 

wird etwa die Vergabe von Geldern aus den 

bestehenden Kohäsionsfonds und aus der 

bis 2026 laufenden Aufbau- und Resilienz-

fazilität an Konditionalitäten im Bereich der 

wirtschaftspolitischen Steuerung gekoppelt. 

Damit wird auch versucht, nicht-verbind-

liche Empfehlungen in Bereichen, die der 

Kompetenz der Nationalstaaten unterliegen, 

wie etwa Wirtschafts- und Beschäftigungs-

politik, sanktionsbewehrt auszugestalten31. 

So wird die Kompetenzverteilung zwischen 

EU und Mitgliedsstaaten zu Ungunsten der 

Letztgenannten perforiert und in Verbindung 

mit dem der EU-Kommission zustehenden 

Ermessensspielraum unerwünschte Kom-

petenzgraubereiche geschaffen.

Was aus Kommissionssicht förderlich für 

die Einhaltung der EU-Fiskalregeln ist, ist 

nicht zwangsläufig förderlich für jene Berei-

che, die durch die Konditionalitätenregelung 

mit der wirtschaftspolitischen Governance 

verknüpft werden. Dies gilt insbesondere 

auch für Kohäsionsmittel, mit denen – aus 

gutem Grund - benachteiligte Regionen in 

der EU gefördert werden sollen und denen 

Gelder gestrichen werden können, wenn 

die Zentralregierung Haushaltsvorgaben 

der EU nicht einhält. Mit der Androhung 

des Vorenthaltens von Fördermitteln hat die 

EU-Kommission ein potenziell mächtiges 

Werkzeug zur Verfügung. Hierauf ist auch 

bei der künftigen Ausgestaltung von För-

dertopfen zu achten, denn Konditionalitäten 

sind nicht gleich Konditionalitäten. Die be-

grüßenswerte Einhaltung der primärrecht-

lich verankerten Charta der Grundrechte ist 

etwa als grundlegende Voraussetzung für 

die Vergabe von Fördermitteln nicht gleich-

zusetzen mit der Einhaltung makroökonomi-

scher Konditionalitäten, die die Auszahlung 

von Fördermitteln an die Umsetzung der 

(nicht-verbindlichen) Länderspezifischen 

Empfehlungen im Rahmen des EU-Semes-

ters koppeln. 

Ausblick

Wenn demnächst das EU-Defizitverfahren 

über Österreich eröffnet wird, ist es damit 

nicht alleine: Acht weitere Mitgliedsstaaten 

befinden sich derzeit in einem ÜDV und auch 

bei einigen weiteren Ländern überlegt die 

EU-Kommission, ein solches zu eröffnen. Mit 

der Eröffnung des Verfahrens kommen viele 

Berichtspflichten und ein enger Austausch 

mit der EU-Kommission auf Österreich zu: 

Die Vielzahl an EU-Sekundärrechtsakten, die 

hierzu Vorschriften machen, bewirken eine 

hohe Komplexität des ÜDV. Zudem ist noch 

nicht in allen Bereichen klar, wie das Zusam-

menspiel zwischen dem ÜDV als korrektivem 

Arm mit den neuen Regeln zum Fiskalstruk-

turplan als präventivem Arm Hand in Hand 

gehen32. Formale Sanktionen der EU braucht 

Österreich – wie die Vergangenheit auch 

zeigt – indes keine zu befürchten.

Dessen ungeachtet bleibt die allgemeine 

Kritik an den EU-Fiskalregeln auch in Zei-

ten dringend nötiger Budgetsanierung be-

stehen: Eine einseitige Ausrichtung auf 

Budgetdisziplin vernachlässigt wesentliche 

andere Ziele wie Wohlergehen, Vollbeschäf-

tigung und sozialen Fortschritt. Die durch-

aus widersprüchlichen Entwicklungen bei 

Das Defizit-
verfahren führte 
bisher noch nie 
zu Sanktionen.
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den Fiskalregeln, die chronologisch nicht 

linear Auflockerungen sowie Verschärfun-

gen mit sich brachten, heben den politisch 

hoch umstrittenen Charakter derselben 

hervor. Insgesamt nahm die Machtfülle der 

EU-Kommission als nicht gewähltem Exe-

kutivorgan zu, während dem demokratisch 

legitimierten EU-Parlament im gesamten 

Prozess keine Mitentscheidungsrechte zu-

kommen. Diese Entwicklung stimmt be-

denklich. Aus der Tatsache, dass noch nie 

Sanktionen im Rahmen des ÜDV verhängt 

wurden, darf nicht auf deren Wirkungslosig-

keit geschlossen werden: Gerade in Bezug 

auf Länder, die sich über einen langen Zeit-

raum in einem ÜDV befanden oder befinden 

(Ungarn führt hier das Ranking mit einem 

ÜDV von 2004-2013 an), stellt die Andro-

hung von Sanktionen oder dem Entzug von 

Fördermitteln gekoppelt mit Vorgaben zu 

Strukturreformen ein potenziell wirkmächti-

ges Instrument dar, das stark auf nationale 

Handlungsspielräume einwirkt.

Julia Wegerer, AK Wien
julia.wegerer@akwien.at 
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STAATSINTERVENTIONEN FÜRS KAPITAL?  
DAS DEUTSCHE SCHULDENPAKET 
UND EU-INDUSTRIEPOLITIK 
Der Bruch mit dem Prinzip der Fiskaldisziplin, besiegelt durch die Reform der Schuldenbremse  
im März 2025, steht, genauso wie die Hinwendung zu aktiver Industriepolitik, in deutlichem Wider-
spruch zur wirtschaftspolitischen Tradition der BRD. Die Überwindung marktliberaler Wirtschafts- 
und restriktiver Fiskalpolitik birgt zwar progressives Potential für Deutschland und die EU. Eine plan-
volle Abkehr von ordo- bzw. neoliberalen Politikkonzepten zum Wohle der Vielen zeichnet sich aktuell  
jedoch nicht ab. 

Die „höhere Weisheit“  
ordoliberaler Politik 

Lars Feld, der ehemalige Vorsitzende des 

„Rates der Wirtschaftsweisen“ und Adept 

des Ordoliberalismus Freiburger Schule 

zeigt sich, ob der von CDU, CSU, SPD 

und Grünen beschlossenen Lockerung der 

Schuldenbremse wenig erfreut. Der ein-

flussreiche Ökonom, den der damalige Fi-

nanzminister Christian Lindner 2022 als 

Chefvolkswirt ins Finanzministerium holte, 

warnt davor, dass eine Rückkehr zu einer 

marktwirtschaftlichen Wirtschaftspolitik mit 

dem Schuldenpaket unwahrscheinlicher ge-

worden ist.1 Kerngedanke des Ordoliberalis-

mus, der sich als „deutsche Variante“ des 

Neoliberalismus charakterisieren lässt, ist 

es, die Wirtschaftspolitik vor der Macht wirt-

schaftlicher Interessensgruppe zu schüt-

zen.2 Ähnlich wie die angelsächsischen 

Laissez-faire-Verfechter sind auch Ordoli-

berale strikt dagegen, dass der Staat „dem 

Markt“3 die Hände bindet. Der Ordolibera-

lismus vertritt allerdings die Überzeugung, 

dass sich Unternehmertum und vollständige 

Konkurrenz nicht von selbst entfalten. Der 

Wirtschaftspolitik komme somit die Aufgabe 

zu, einen ordnungspolitischen Rahmen zu 

schaffen, um eine auf Wettbewerb basie-

rende Marktwirtschaft durchzusetzen. Von 

hoher Bedeutung ist dabei eine „regelge-

bundene“ Auslegung von Wirtschafts- und 

Finanzpolitik bzw. eine hohe Skepsis gegen-

über diskretionärer Politikausgestaltung. 

Die politisch vorgegebenen Regeln sol-

len die Wirtschaft, als ein sich vermeintlich 

selbst stabilisierender Mechanismus, vor 

staatlichen Interventionen schützen, bzw. 

diese überflüssig machen.4 Diese Selbstdis-

ziplinierung und vorgebliche Entpolitisierung 

der Wirtschaftspolitik entspricht, gemäß 

Christian Lindner5, einer „höheren Weis-

heit“ und zwingt die Politik, die „richtigen 

Prioritäten zu setzen“. Daraus ergibt sich 

nicht nur eine scharfe Frontstellung gegen 

keynesianische Vorstellungen einer aktiven 

Wirtschaftspolitik (die mittels staatlicher In-

terventionen konjunkturelle Schwankungen 

glätten und Vollbeschäftigung gewährleis-

ten soll), sondern ganz allgemein die Prä-

misse: „so viel Wettbewerb wie möglich, 

so viel Staat wie nötig“. Dementsprechend 

wird Industriepolitik von ordoliberalen Öko-

nom:innen als unzulässiger Eingriff in den 

Marktprozess abgelehnt und ihre Notwen-

digkeit in Abrede gestellt. Paradox ist in die-

sem Zusammenhang natürlich, dass für die 

Durchsetzung der „freien Marktwirtschaft“ 

ein starker Staat unerlässlich ist. 

Von anhaltender Relevanz ist die Diagnose 

des Wirtschaftshistorikers Karl Polanyi, 

dass der „freie Markt“ ein Mythos ist, da er 

Von Bastian 
Henriquez Blauth 

Der Ordolibera-
lismus gilt als 
zentraler Prin-

zipiengeber der 
Wirtschaftsord-

nung der BRD 
und sieht eine 
„Verregelung“ 
der Politik vor. 
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ein Produkt zahlloser Gesetze und Interven-

tionen ist.6 Ordoliberale fordern also durch-

aus einen aktiv gestaltenden Staat, der „den 

Markt“ als stabile Ordnung etabliert. An-

sonsten mahnt man aber einen schlanken 

Staat und eine weitgehend interventions-

frei organisierte Wirtschaft ein. (Was in der 

Konsequenz zu Positionen wie der Kritik an 

Mindestlöhnen oder der Ablehnung von hö-

heren Steuern für Vermögende führt.7)

Deutschlands marktliberales 
Selbstverständnis 

Auch wenn man ihre tatsächliche Relevanz 

nicht überschätzen sollte, sind ordoliberale 

Grundsätze bis heute zentrale ideologische 

Referenzpunkte in wirtschaftswissenschaft-

lichen Debatten und wirtschaftspolitischen 

Richtungskämpfen.8 Die Geschichte des 

Kapitalismus in der BRD entspricht aller-

dings kaum ordoliberalen Prinzipien oder 

den Grundsätzen eines „Lehrbuchmodells“ 

der freien Marktwirtschaft. Das offizielle 

Deutschland übte sich zwar stets in ordolibe-

raler Rhetorik und stand der Wirtschaftspo-

litik Frankreichs demonstrativ skeptisch ge-

genüber. Dieses trieb mittels Staatseingriffen 

und Planification sehr konsequent die aktive 

industriepolitische Förderung einzelner Sek-

toren voran. Deutschlands wirtschaftspoli-

tische Praxis stand Frankreichs Dirigismus 

jedoch nicht diametral gegenüber. Auch in 

der jungen BRD war „Planung“ keineswegs 

ein Fremdwort und es bestand eine „ge-

mischte Wirtschaft“ mit starkem staatlichem 

Einfluss.9 In der Nachkriegszeit förderte die 

BRD, wie alle anderen europäischen Länder, 

den Wiederaufbau und die Entwicklung des 

industriellen Sektors durch umfangreiche In-

terventionen. Im Gegensatz zu anderen Län-

dern gelang es der Bundesrepublik überdies, 

ihre industriepolitischen Handlungsfähigkei-

ten über die neoliberale Wende in den 1980er 

Jahren größtenteils beizubehalten.10

Eine wesentliche Rolle dabei spielte die Deut-

sche Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), 

die die Ökonomin Mariana Mazzucato als 

Paradebeispiel einer „missionsorientierten 

Entwicklungsbank“ 11 bezeichnet. Die KfW 

avancierte bereits in den Nachkriegsjahr-

zehnten zum zentralen industriepolitischen 

Vehikel der BRD, indem sie die deutsche 

Investitionsgüterindustrie, Mittelstandsun-

ternehmen, und in ihrer Rolle als staatliche 

Exportkreditagentur den deutschen Export-

sektor strategisch und großzügig förderte.12 

Als sich die deutschen Großbanken, die die 

deutsche Industrie jahrzehntelang mit gedul-

digem Kapital versorgt hatten, Anfang der 

1990er aus der Realwirtschaft zurückzogen, 

sprang die KfW ein, um diese Lücke zu fül-

len. Der Anteil ihrer Aktiva und Kredite stieg 

von 0,6 (1965) auf fast drei Prozent (2005) 

des deutschen BIPs und die KfW wurde zur 

zweitgrößten nationalen Entwicklungsbank 

nach der Chinese Development Bank. 

Entscheidend war auch, dass die KfW die Ex-

pansion der deutschen Exportindustrie durch 

massive Exportfinanzierungen weiter indus-

triepolitisch flankieren konnte. Zwar wurde 

das zentrale Instrument der KfW, die öffent-

liche Exportsubventionierung, durch OECD- 

und WTO-Bestimmungen zunehmend ein-

geschränkt. Jedoch gelang es der KfW, ihre 

großzügige Exportfinanzierung fortzusetzen, 

indem sie ihre günstigen Kreditbedingungen 

an den internationalen Finanzmärkten als Ex-

portkredite an deutsche Unternehmen wei-

terreichte. (Diese Praxis geriet auch mit der 

EU-Beihilfenkontrolle in Konflikt. Die KfW la-

gerte ihre Exportfinanzierung folglich in eine 

rechtlich eigenständige Tochtergesellschaft 

aus. Doch auch diese genießt aufgrund der 

impliziten Haftungsgarantien der BRD eine 

hohe Bonität und dementsprechend äußerst 

günstige Refinanzierungsbedingungen an 

den Kapitalmärkten13).
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Industriepolitische Kontinuitäten 
und Widersprüche 

Industriepolitische Maßnahmen (sowohl 

„horizontale“ als auch „vertikale“14) gehören 

also seit jeher zum wirtschaftspolitischen 

Repertoire der BRD.15 Doch auch, wenn 

man sich nie wirklich auf die „Stärke des 

Marktes verließ“, ergab sich aus dem Be-

kenntnis zum Primat des Marktes und der 

Notwendigkeit interventionistischer Indust-

riepolitik ein fortdauerndes Spannungsver-

hältnis. Grundsätzliche Diskussionen über 

Industriepolitik und ihre Erwünschtheit wur-

den stets intensiver geführt als Diskussio-

nen über die sinnvolle Umsetzung konkreter 

Maßnahmen. Die „gelebte“ Industriepolitik 

war so häufig planlos oder widersprüchlich, 

weil das übergreifende ökonomische Kon-

zept fehlte und vieles Stückwerk blieb.16 

Eine strategische Orientierung oder ein 

schlüssiges Konzept, welche Industriesek-

toren wie gefördert werden sollen, blieb man 

schuldig. Der deutsche Staat war immer in-

dustriepolitisch aktiv, hütete sich aber aus 

ideologischen Gründen, eine proaktiv pla-

nende Wirtschaftspolitik zu betreiben. Ins-

gesamt wurde so Vieles der „Anarchie der 

Produktion“17 überlassen. Doch vor allem 

bei Sektoren mit hoher nationaler Bedeu-

tung, wie etwa der Chemie- oder der Autoin-

dustrie, wurden theoretische Konzepte be-

reitwillig zurückgestellt.18 Der Rückgriff auf 

ordoliberale Prinzipien in der BRD erfolgte 

so letztlich immer „selektiv, zweckorientiert 

und interessengeleitet“. Auf europäischer 

Ebene zeigte man sich hingegen weniger 

flexibel.  

 
Die „neoliberale Deformation“ Europas

Die BRD agierte ab Ende der 1980er – im 

Schulterschluss mit Großbritannien und ge-

gen Frankreich – als die zentrale Verfechte-

rin einer neoliberalen Wettbewerbspolitik, 

welche die Spielräume für vertikale Indust-

riepolitik möglichst beschränken sollte.19

Insbesondere das Bundesfinanz- sowie das 

Bundeswirtschaftsministerium versuchten, 

der Logik der Finanzierung und Lenkung 

privater Projekte durch öffentliche Entschei-

dungsträger systematisch entgegenzuwir-

ken.20 Der ehemalige Wirtschaftsminister 

und Kommissar für Binnenmarkt und Indus-

trie Martin Bangemann trieb ab 1989 – ge-

meinsam mit dem britischen Wettbewerbs-

kommissar Leon Brittan (und engen Ver-

trauten von Margaret Thatcher) - das Verbot 

„wettbewerbsgefährdender“ staatlicher 

Beihilfen voran. Gleichzeitig wehrte sich der 

deutsche Generaldirektor der Generaldirek-

tion Wettbewerb gegen den französischen 

und italienischen Wunsch, bei der europäi-

schen Fusionskontrolle politischen Einfluss 

zu nehmen, um die Schaffung industrieller 

„Champions“ zu ermöglichen. 

Die Bundesrepublik kritisierte die Integration 

der Industriepolitik in die Einheitliche Europä-

ische Akte (1987) und intervenierte gegen die 

Zielsetzung, eine „Technologiegemeinschaft“ 

zu schaffen. Zudem übte der European Table 

for Industry (indem deutsche Industrielle na-

turgemäß eine gewichtige Rolle einnahmen) 

Druck auf die Kommission aus, die Privatisie-

rung und Liberalisierung der öffentlichen Da-

seinsvorsorge und Infrastruktur mittels neuer 

Richtlinien zu beschleunigen.21 

Aufgrund deutscher Vorbehalte wurde der 

Begriff Industriepolitik letztlich sogar aus 

dem Vertrag von Maastricht (1992) verbannt 

bzw. die Tätigkeit der EU auf die Schaffung 

„notwendiger Voraussetzungen für die Wett-

bewerbsfähigkeit der Industrie“ reduziert. 

Selektive Industriepolitik geriet zusehends 

als ineffiziente, staatsinterventionistische 

und mithin „proto-sozialistische“22 Wirt-
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schaftspolitik in Verruf. Ein verschärftes 

Wettbewerbsrecht und die Vertiefung des 

Binnenmarktes, flankiert durch staatliche 

Innovationsförderung und Investitionen in 

Humankapital, wurde als hinlängliche Indus-

triestrategie auserkoren.23

Darüber hinaus gelang es der Bundesbank 

und der Bundesregierung in den 1990er 

Jahren mit den Verträgen von Maastricht 

und dem Stabilitäts- und Wachstumspakt 

(1997) ihre extrem restriktiven Konzepte von 

Geld- und Fiskalpolitik gegenüber den an-

deren EU-Mitgliedsstaaten durchzusetzen. 

Der Vertrag verankerte nicht nur strenge De-

fizitregeln, sondern verbot jegliche Form der 

öffentlichen Refinanzierung. Mitgliedsstaa-

ten dürfen sich seither weder bei Notenban-

ken, anderen EU-Staaten noch der EU Geld 

leihen oder füreinander haften.24 Die öffent-

liche Ausgabenpolitik der Mitgliedsstaaten 

stand fortan unter einem permanenten, vor-

wiegend ausgabeseitigen Konsolidierungs-

druck. Im Sinne einer „governance through 

numbers“25 sollten die Finanzmärkte die öf-

fentliche Hand durch steigende Zinsen auf 

Staatsanleihen abstrafen, sollten diese nicht 

sparsam wirtschaften.26

Folgenreiche Strukturreformen 

Die Einflussnahme der BRD auf europäi-

scher Ebene war so in zumindest zwei Berei-

chen entscheidend für die Implementierung 

einer Wirtschaftspolitik in Verfassungsrang, 

die sich als „neoliberaler Konstitutionalis-

mus“27 beschreiben lässt. Sowohl das euro-

päische Wettbewerbsrecht als auch die fis-

kalische Disziplinierung in der EU fungierten 

als zentrale Hebel für die Durchsetzung und 

institutionelle Absicherung der neoliberalen 

wirtschaftspolitischen Wende.28 Die Wirt-

schaftspolitik wird durch die de facto über-

geordneten supranationalen Rahmenwerke 

an Markteffizienz und am Vertrauen der 

Märkte ausgerichtet. Gleichzeitig werden 

die wirtschaftspolitischen Orientierungen 

gegenüber demokratischen Prozessen und 

Forderungen von „unten“ (etwa Gewerk-

schaften oder ökologischen Bewegungen) 

abgeschirmt. Diese wirtschaftspolitische 

Orientierung in der „euphorischen“ Phase 

der Marktgläubigkeit war nicht nur demo-

kratiepolitisch bedenklich und verursachte 

eine massive Machtverschiebung von der 

Arbeiter:innenschaft hin zum Kapital.29

Auch gemessen an ihrem eigenen Ziel (fest-

gehalten in der 2000 verabschiedeten Lis-

sabon-Strategie)  die EU bis 2010 mittels 

Strukturreformen zum “wettbewerbsfähigs-

ten und dynamischsten wissensgestützten 

Wirtschaftsraum der Welt“ zu machen, stellte 

sie sich als ineffektiv heraus.30 Die Instituti-

onalisierung neoliberaler Dogmen führte zu 

niedrigen Wachstumsraten und Produktivi-

tätszuwächsen in den meisten Ländern. Das 

enge wirtschaftspolitische Korsett hinderte 

die EU daran, Einfluss auf die Entwicklung 

des industriellen Sektors zu nehmen – und 

das in einer Zeit, die geprägt war von ra-

dikalen technologischen Umbrüchen und 

sich zuspitzenden ökologischen Krisen. Die 

europäische Wettbewerbspolitik bzw. das 

europäische Wettbewerbsrecht wurde so 

einerseits zum zentralen Hindernis für eine 

vertikale Industriepolitik auf der Ebene der 

Mitgliedsländer. Andererseits setze man der 

Herausbildung einer eigenständigen EU-In-

dustriepolitik auf supranationaler Ebene von 

vorhinein sehr enge Grenzen, indem man 

eine überwiegend flankierende Industriepo-

litik forcierte.31 

Risse im Gebälk

Doch bereits in den 2000er Jahren stieg das 

Interesse an einer offensiveren Industriepo-

litik als Reaktion auf De-Industrialisierungs-

trends durch Offshoring und Outsourcing 
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wieder. Und spätestens im Rahmen der Wirt-

schaftskrise 2008 erlebte die Industriepolitik 

in der EU eine regelrechte Renaissance, da 

die Industrie als zentraler Innovationstreiber 

wiederentdeckt wurde. Dennoch blieb ein 

nachhaltiger wirtschaftspolitischer Para-

digmenwechsel bis Mitte der 2010er Jahre 

aus. Ausschlaggebend dafür war, neben der 

britischen Positionierung, insbesondere die 

strikte Ablehnungshaltung der deutschen 

Bundesregierung im Hinblick auf die Aufwei-

chung der EU-Wettbewerbsregeln.32  

Ungeachtet der sich verschiebenden wirt-

schaftswissenschaftlichen Diskussion über 

Industriepolitik und der zunehmenden For-

derungen nach einer Reform der EU-Wett-

bewerbspolitik zugunsten einer aktiveren 

Einflussnahme betonte der einflussreiche 

Sachverständigenrat zur Begutachtung der 

gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) 

weiter, dass „ein offener Binnenmarkt und 

unverfälschter Wettbewerb (…) als die Ga-

ranten des ökonomischen Erfolgs der Ge-

meinschaft angesehen“ werden können.33 

Die deutsche Bundesregierung unterstützte 

zwar prinzipiell das von der Kommission er-

klärte Re-Industrialisierungsziel (Erhöhung 

des Anteiles des verarbeitenden Gewerbes 

auf 20% des BIPs bis 2020), lehnte aber eine 

dauerhafte Lockerung der Beihilfenregelung 

und eine Reform der Wettbewerbspolitik ab. 

Wenngleich die BRD nie dazu in der Lage war, 

dem Rest der EU seine Interessen unilateral 

aufzuzwängen, gelang es ihr so dennoch 

längerfristig, eine neoliberale „Wirtschafts-

verfassung“ 34  gegenüber den Forderungen 

anderen Staaten und Interessensgruppen 

abzuschirmen. Seit Anfang der 2020er Jahre 

zeichnet sich nun allerdings immer deutli-

cher eine manifeste Krise des neoliberalen 

Konstitutionalismus 35 und eine neue Phase 

der europäischen Industriepolitik ab. 36 2019 

lanciert der deutsche Wirtschaftsminister 

Peter Altmaier zunächst die „Nationale In-

dustriestrategie 2030“. Diese enthält neben 

kapitalnahen Forderungen auch industrie- 

und außenhandelspolitische Strategien, die 

in ihrer Gesamtheit durchaus bemerkenswert 

sind. In deutlichem Gegensatz zu bisherigen 

Industriestrategien wird die gezielte staatli-

che Förderung von Schlüsseltechnologien 

befürwortet und eine Ausweitung der Inves-

titionskontrolle gefordert, um ausländische 

Übernahmen in strategisch relevanten Indus-

triesektoren zu verhindern.37 

 

Kurz darauf folgt ein „französisch-deut-

sches Manifest für Industriepolitik“, das eine 

umfassende Anpassung und Lockerung des 

EU-Wettbewerbs- und Beihilfenrechts for-

dert, um Spielräume für eine aktive Indust-

riepolitik zu öffnen. Der Bundesverband der 

deutschen Industrie konstatierte: „Wir kön-

nen uns „nicht auf der vermeintlichen Ge-

wissheit ausruhen, dass unser Modell einer 

[…] liberalen und sozialen Marktwirtschaft 

gegenüber dem chinesischen System lang-

fristig gesamtwirtschaftliche Vorteile mit sich 

bringt“. Nach Jahrzehnten der Marginalisie-

rung steht Industriepolitik nun wieder auf 

der politischen Tagesordnung. Und auch die 

jüngst beschlossene Lockerung der deut-

schen Schuldenbremse deutet auf Risse im 

neoliberalen Konsens hin. Das Abweichen 

von marktliberalen Politikkonzepten bzw. 

die wirtschaftspolitische Kehrtwende seit 

2019 steht vor allem im Zeichen neuer geo-

politischer Konfrontationen. 

 
Ringen um die (grüne) 
Technologieführerschaft

Bereits im Jahr 2014 überholte China die EU 

als weltgrößten Exporteur. Und obwohl in der 

EU unablässig die Wichtigkeit der grünen 

Wende betont wird, fand das grüne Wachs-

tum in den letzten Jahren vor allem in China 
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statt: die Rolle der grünen Technologiefüh-

rerschaft ging innerhalb der letzten 20 Jahre 

von europäische auf chinesische Unterneh-

men über. Indessen sicherten die USA ihre 

Position als günstiger Standort für digitale 

Technologien durch im Vergleich zur EU fast 

50% höhere Investitionen in Forschung und 

Entwicklung ab.38 Zugleich stiegen sie mit 

dem „Inflation Reduction Act“ offen in das 

globale Ringen um die grüne Technologie-

führerschaft ein. Die merkantilistische bzw. 

protektionistische Umorientierung sowie die 

handelspolitischen Konfrontationen des ehe-

maligen transatlantischen Partners unter Do-

nald Trump taten ihr Übriges dazu, dass die 

Rufe nach „ökonomischer Souveränität“ in 

der EU immer lauter wurden.39 

Die Aufwertung der Industriepolitik in der EU 

und in Deutschland vollzog sich so in den 

letzten Jahren im Zuge einer „geodirigisti-

schen Wende“.40 Im Lichte der drohenden 

Gefahr eines Abstiegs der deutschen Indus-

trie in der internationalen Arbeitsteilung zeigt 

sich die Bundesregierung immer offener da-

für, mit ordo- bzw. neoliberalen Prinzipen zu 

brechen. Bemerkenswert ist in diesem Kon-

text auch, dass die BRD in der Coronakrise 

ihre restriktiven Vorstellungen von Fiskalpo-

litik hintanstellte und einer gemeinsamen 

europäischen Verschuldung und Umvertei-

lung im Rahmen von NextGenerationEU zu-

stimmte. Anders als während der Eurokrise 

pochte die deutsche Bundesregierung nicht 

auf Austeritätspolitik, sondern nahm den 

Bruch mit dem Tabu einer „Schulden- und 

Transferunion“ in Kauf. Und sogar in der 

Bundesrepublik scheint sich der fiskalische 

Konservatismus 2025 mit der Reform der 

Schuldenbremse überlebt zu haben. 

Doch was bedeutet die „Renaissance in-

terventionistischer Staatlichkeit“ 41 und 

die Rückkehr eines stark investierenden 

Staates im Zuge einer geodirigistischen 

Wende? Stellt der vermehrte Einsatz von 

staatlichen Eingriffen und offene Bruch mit 

neoliberalen Politikkonzepten einen Grund 

zur Freude dar?

Die Rückkehr des Staates –  
fürs Kapital?

Evident ist zunächst, dass sich weder in 

Deutschland noch in der EU eine planvolle 

oder strategische Abkehr von neoliberalen 

Konzepten erkennen lässt. Der neue Staat-

sinterventionismus weist einen widersprüch-

lichen Charakter auf und ist krisengetrieben, 

dennoch birgt er progressives Potential.  

Nach Jahrzehnten der Staatsskepsis und 

einem Rückbau staatlicher Zuständigkeit 

– verbunden mit einer desaströsen Libera-
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lisierungs- und Privatisierungswelle der öf-

fentlichen Infrastruktur – gilt der Staat wie-

der als Garant für Prosperität.42 Das ist prin-

zipiell eine begrüßenswerte Entwicklung. 

Die Diagnose einer plötzlichen Rückkehr 

des Staates ist jedoch irreführend. Mit jeder 

Krisenkaskade (Finanzkrise, Eurokrise, Co-

ronapandemie, Ukrainekrieg) intensivierte 

sich in den letzten Jahren die Staatstätigkeit 

bzw. erhöhte sich die Staatsbedürftigkeit 

der kapitalistischen Produktionsweise. Eine 

umfassende industriepolitische Gestaltung 

der Wirtschaft wurde zwar nicht verfolgt – 

ging es jedoch darum, Banken oder (fossile) 

Konzerne zu retten, wurden rechtliche Re-

geln beiseite geräumt und Milliardenhilfen 

geleistet. Und auch der Neoliberalismus 

wurde nach der Finanzkrise vielfach und – 

retrospektiv gesehen – voreilig für tot erklärt.

Vieles deutet jedoch darauf hin, dass sich 

momentan eine Bewegung weg von „ad 

hocery“ (im Sinne notpragmatischer kurzfris-

tig erfolgender Eingriffe) hin zu einer grundle-

genden Neujustierung des Zusammenspiels 

von Unternehmen, Märkten und Staat voll-

zieht. Im Kontext der neuen „Triade-Kon-

kurrenz“ mit China und den USA kommt es 

in der EU zu einer historischen Verschie-

bung von der „Marktschaffung“ hin zu einer 

„Marktlenkung“. Der schlanke Staat scheint 

als politisches Leitbild ausgedient zu haben. 

Davon zeugt auch die neue Subventionspoli-

tik – etwa die milliardenschweren Staatssub-

ventionen Deutschlands für den Bau einer 

Intel-Chipfabrik in Magdeburg.43 Industrie-

zweige, die eine hervorgehobene Rolle in der 

geopolitischen Konkurrenzsituation spielen, 

werden auch andernorts in der EU strategisch 

gestärkt. Das Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit 

zu stärken und heimische Wertschöpfungs-

ketten zu sichern, steht vermehrt im Zeichen 

einer „Sicherheits-Nachhaltigkeits-Verflech-

tung“ („security-sustainability-nexus“).44

Das Comeback der Industriepolitik ist also 

primär geoökonomischen Erwägungen ge-

schuldet. Ökologische Aspekte, die etwa 

mit dem Green Deal schon stärker im Fokus 

standen, geraten zusehends ins Hintertref-

fen, da auf die Forcierung von Wirtschafts-

wachstum und die Erhöhung internationaler 

Wettbewerbsfähigkeit gepocht wird. 45 So-

zialintegrative Aspekte konnten sich indes-

sen nie wirklich durchsetzen. Sozial- und 

verteilungspolitische Instrumente wie das 

Klimageld im deutschen Koalitionsvertrag 

oder das „European Fair Transition Obser-

vatory“ im Clean Industrial Deal sind zwar 

angekündigt, aber es fehlt die Umsetzungs-

perspektive.46 

Anders als in den USA gab es in Deutschland 

keine wirtschafts- und industriepolitischen 

Maßnahmen, um die Einkommen unterer 

Einkommensgruppen zu stärken. Darüber 

hinaus wurde, auch in der EU, verabsäumt, 

staatliche Investitionen und Subventionen 

an soziale und ökologische Bedingungen zu 

knüpfen.47 Dass der Neoliberalismus so „wie 

wir ihn kannten“48 passé ist, bedeutet also 

nicht, dass ein sozial-ökologischer Aufbruch 

folgt. Die Einseitigkeit der Rückkehr des 

Staates ist augenfällig. Die neue Staatsinter-

vention zielt zuvorderst auf eine Stärkung der 

eigenen Exportindustrie in einer neuen Phase 

der imperialistischen Konkurrenz und Kon-

frontation ab.49 Neoliberale Wettbewerbspoli-

tik im Sinne eines „Wettbewerbs nach unten“ 

in Bezug auf Arbeitsmärkte oder Sozialpolitik 

ist hingegen nicht passé.

Subventionen für Unternehmen, 
Sparpolitik für die Mehrheit 

Sowohl in Deutschland als auch in der EU 

wird die Rückkehr des Staates begleitet von 

einer neoliberalen Offensive und einer neu 

aufflammenden Leidenschaft für das Thema 

Wettbewerbsfähigkeit. Mit ihrer „Agenda 

Der neue Staats-
interventionismus 

steht im Zeichen 
geopolitischer 

Spannungen und 
kommt im Mo-

ment vor allem 
den Verwertungs-

interessen des 
Kapitals zugute.
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2030“ verspricht die CDU einen „echten Po-

litikwechsel“, der die deutsche Wirtschaft 

aus der Rezession führen soll. Der Name ist 

nicht zufällig an die unrühmliche „Agenda 

2010“ unter Gerhard Schröder angelehnt, 

die eine massive Liberalisierungswelle des 

Arbeitsmarktes und Sozialstaates einlei-

tete. Vor allem im Interesse des Exportsek-

tors sollen die Verwertungsbedingungen 

für Unternehmen verbessert werden, um 

deren Profitabilität zu steigern. 50 Das soll, 

entsprechend der Zombie-Idee eines Trick-

le-Down-Effekts, das Wirtschaftswachstum 

ankurbeln. 51 Und auch wenn sich die Uni-

onsparteien und die SPD in Deutschland 

von der „schwarzen Null“ verabschieden, 

droht in der neuen Legislaturperiode eine 

Kürzungspolitik für die Mehrheit der Men-

schen. Während unbegrenzte Militäraus-

gaben ermöglicht werden, stehen Sozial-

leistungen oder Zuschüsse in der Elternzeit 

bereits auf der Kippe.52 

Auch die Europäische Kommission unter 

Ursula von der Leyen versucht mit Rezep-

ten aus den 1990ern den Herausforderun-

gen des 21. Jahrhunderts beizukommen. 

Rund 25 Jahre nach der Lissabon-Strate-

gie erreicht das Thema (mangelnde) Wett-

bewerbsfähigkeit mit dem einflussreichen 

Draghi-Bericht eine neue Virulenz.53 Der 

Ökonom Werner Raza konstatiert, dass in 

Zukunft die Steigerung der Wettbewerbsfä-

higkeit wieder zum Maß aller Dinge in der 

europäischen Wirtschaftspolitik werden 

könnte.54 So weisen die industriepolitischen 

Initiativen, die die Europäische Kommis-

sion Anfang 2025 präsentierte, eine klare 

Schlagseite auf. Der Wettbewerbskompass, 

der auf dem Draghi-Bericht aufbaut, und 

der Clean Industrial Deal weisen zwar ein-

zelne sinnvolle Vorschläge auf – etwa ddie 

Beschleunigung des Ausbaus erneuerbarer 

Energieträger und die geplante Etablierung 

grüner Leitmärkte. Insgesamt drohen sie 

jedoch, mit ihrem Fokus auf Wettbewerbs-

fähigkeit und Deregulierung Fortschritte des 

Green Deal (speziell beim Klima- und Um-

weltschutz und Unternehmenspflichten zur 

Einhaltung von Menschenrechten) zu unter-

minieren.

Panzer statt E-Autos?

Der Bruch mit marktliberalen Prinzipien und 

fiskalischer Disziplin ebnet momentan nicht 

den Weg für progressive Wirtschaftspolitik, 

die der breiten Mehrheit zugutekommen 

könnte. Dazu kommt, dass sowohl in Europa 

als auch in Deutschland wesentlich mehr 

Geld in die militärische Aufrüstung investiert 

werden soll. Angesichts des fortwähren-

den Spardiktats in der EU gilt zu befürch-

ten, dass Geld für Rüstungsausgaben aus 

dem Bereich öffentlicher Dienstleistungen 

und sozialstaatlicher Leistungen abgezogen 

wird. Insbesondere deshalb, weil Deutsch-

land die gemeinsame Schuldenaufnahme 

weiter blockiert und auch die überarbeiteten 

EU-Fiskalregeln die Verschuldungsmög-

lichkeiten einzelner Staaten weiterhin stark 

beschränken. Der neue deutsche Bundes-

kanzler Friedrich Merz reagierte auf den 

Draghi-Bericht, der die Notwendigkeit mas-

siver Investitionen betont, mit dem Verspre-

chen alles zu tun, „um zu vermeiden, dass 

sich diese Europäische Union in eine solche 

Verschuldungsspirale hineinbegibt“.55 Das 

während der Coronakrise vereinbarte ge-

meinsame Anleiheprogramm NextGenerati-

onEU bezeichnet er als Ausnahme. 

 
In Deutschland schafft man sich hingegen 

finanzielle Spielräume, nur um sich dann für 

einen einseitigen Militär-Keynesianismus zu 

entscheiden.56 Während Rüstungsausgaben 

keine fiskalischen Grenzen mehr gesetzt 

werden, ist das Geld für grüne Industriepolitik 

äußerst knapp bemessen. Was bleibt ist 

Deutschland 
beschließt 

Militärausga-
ben nicht weiter 
den Regeln der 
Schuldenbrem-

sen zu unter-
werfen – für 

Klimaschutz 
und Sozialhilfen 
bleibt das Spar-

diktat indes 
aufrecht.
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die Hoffnung auf die Sondervermögen, die 

Teil der Schuldenbremse-Reform sind und 

defizitfinanzierte Ausgaben in Höhe von 400 

Milliarden Euro für Infrastruktur und weitere 

100 Milliarden für grüne Investitionen in 

den kommenden zwölf Jahren vorsehen. 

Jedoch sind die zusätzlichen Mittel (8,33 

Milliarden p.a.) für Investitionen in grüne 

Technologien gänzlich unzureichend. 

Mit diesen Summen lässt sich keine 

ambitionierte Industriestrategie realisieren. 

Ganz im Gegenteil: Mit dem Bekenntnis, 

keine Verschiebungen aus dem laufenden 

Haushalt in die Sondervermögen zuzulassen, 

wird der Spardruck für Klimaausgaben eher 

verstärkt. (Steht doch der reguläre Haushalt 

weiterhin unter Sparzwang und bietet wenig 

finanziellen Spielraum.) 

Fazit und Ausblick 

Der neoliberale Konstitutionalismus könnte 

sich somit einmal mehr, wie schon nach der 

Finanz- und der Coronakrise, als „halbdurch-

lässige Membran“57 herausstellen. Er er-

weist sich als flexibel und durchlässig, wenn 

es um neue Schulden für Rüstungsausga-

ben oder die Stärkung nationaler Unterneh-

men im globalen Wettbewerb geht. Wenn es 

hingegen um eine aktive Wirtschafts- und 

Investitionspolitik im Sinne einer keynesia-

nischen und ökologischen Modernisierung 

oder Sozialleistungen zur Verringerung der 

ökonomischen Ungleichheit geht, erweist er 

sich als undurchdringbar. Doch sowohl die 

neue Legitimierung des Schuldenmachens 

als auch die sozialen, ökologischen und 

demokratischen Potentiale der staatsinter-

ventionistischen Wende stellen einen Hand-

lungsauftrag für progressive Kräfte dar. Im 

Kontrast zur marktliberalen Agenda der letz-

ten Jahrzehnte bieten ein steuernder Staat 

und ein „Comeback der Planung“ zumin-

dest theoretisch die Möglichkeit, die wirt-

schaftliche Entwicklung in eine soziale und 

ökologische Richtung zu treiben. Ebenso 

stellt sich nunmehr nicht weiter die Frage, 

ob der Staat Geld ausgibt, sondern wofür 

und wem die neuen Schulden dienen.58 

Die Krisen der letzten Jahre haben gezeigt, 

dass unter dem Druck der Umstände dra-

matische politische Richtungswechsel 

möglich sind. Deutschlands industriepoliti-

sche Geschichte verdeutlicht, dass staatli-

che Interventionen eher die Regel, als die 

Ausnahme sind.59 Weder fiskalische Diszi-

plin noch die Delegation wirtschaftspoliti-

scher Entscheidungen an „die Märkte“ sind 

eine rein technische Notwendigkeit. Ge-

werkschaften, Zivilgesellschaft und andere 

progressive Kräfte müssen einer mehr oder 

minder autoritären Variante kapitalistischer 

öffentlicher Planung, die immer aggressi-

vere Standortpolitik betreibt, alternative 

Modelle entgegenstellen. Denkbar wäre 

eine aktive Industrie- und Investitionspolitik 

im Sinne einer binnenmarktorientierten Ent-

wicklungsstrategie. Diese würde die „Gier 

nach Wettbewerbsfähigkeit“ 60 hintanstel-

len und die Exportabhängigkeit reduzie-

ren, um gegen räumliche sowie soziale 

Ungleichheiten in der EU vorzugehen. Vor 

allem vor dem Hintergrund geopolitischer 

Fragmentierung und Handelskriegen wäre 

eine Stärkung der Binnennachfrage eine 

verlässliche Wachstumsstrategie. Gleich-

zeitig könnte eine gerechte und planvolle 

Industriepolitik sowie ein ambitionierter 

grüner Keynesianismus, die „Transformati-

onsmüdigkeit“61 der breiten Mehrheit min-

dern und somit den Aufstieg der radikalen 

Rechten einbremsen.

Bastian Henriquez Blauth, AK Wien
bastian.henriquez@akwien.at
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UNGLEICHHEIT UND UNGERECHTIGKEIT 
„DIE EINEN HABEN GROSSE MACHT UND DIE 
ANDEREN VERLIEREN DIE KONTROLLE“
Der Ökonom Thomas Piketty und der Philosoph Michael J. Sandel treffen einander zum Gespräch über 
Gleichheit und Gerechtigkeit an der Paris School of Economics. Sie diskutieren über klare Grenzen für 
Reichtum und Märkte, progressive Steuern und Würde der arbeitenden Menschen. Daraus entsteht ein 
Buch, in dem nicht mit Kritik an der Linken gespart wird. Von dieser fordern sie eine stärkere Gegen-
macht zur neoliberalen Wirtschaftspolitik. 

Weshalb muss uns Ungleichheit Sorgen 

bereiten? Mit dieser Frage beginnt Die 
Kämpfe der Zukunft – Gleichheit und 
Gerechtigkeit im 21. Jahrhundert. Pi-

ketty leitet den Dialog damit ein, dass die 

reichsten zehn Prozent in Europa mehr als 

ein Drittel aller Einkommen und mehr als 

die Hälfte des Vermögens auf sich verei-

nen. In den USA sind diese Ungleichheiten 

noch extremer. In dieser Ungleichheit ste-

cken drei zentrale Probleme: der Zugang zu 

Grundgütern wie Gesundheitsversorgung 

und Bildung, die Möglichkeit zur politischen 

Teilhabe und die Würde der Arbeiter:innen. 

Monetäre Ungleichheit lässt sich also nicht 

von sozialen Verhältnissen trennen, da sich 

Reiche politische Macht ebenso kaufen 

können, wie die besten Ausbildungen und 

Gesundheitsleistungen oder auch die Zeit 

anderer. Somit stellt die Einkommens- und 

Vermögensungleichheit eine ernsthafte 

Bedrohung für die Demokratie dar, so die 

These der Autoren.

Progressive Besteuerung

Piketty und Sandel ergänzen sich in ihren 

Ausführungen, wie am besten auf diese 

massive Ungleichheit reagiert werden soll. 

Das wirksamste Mittel ist ihrer Ansicht 

nach eine progressive Besteuerung von 

Einkommen und Vermögen. Diese Art der 

Verteilung, mit Spitzensteuersätzen von bis 

zu 90 %, hat es historisch zwischen 1930 

und 1990 in Deutschland, Schweden aber 

auch in den USA gegeben. Und obwohl die 

Steuersätze hoch angelegt waren, konnte 

der Kapitalismus in diesen Ländern präch-

tig gedeihen. Eine progressive Steuer, wie 

sie sich Piketty vorstellt, verringert die Ein-

kommensunterschiede und reguliert damit 

die Wirtschaftsmacht einiger Weniger. Zu-

sätzlich braucht es neben Mindestlöhnen 

auch Höchstlöhne, denn wenn das Ver-

hältnis von unten nach oben zu groß ist, 

geht es nicht mehr nur um Geld, sondern 

um Würde. Sollte dies nicht angegangen 

werden, droht ein Erodieren der sozialen 

Gefüge. Sandel teilt den Wunsch nach hö-

herer Steuerprogression, vermerkt aber, 

dass diese moralisch und politisch einen 

Gemeinsinn wecken müssten. Es müsse 

dadurch ein starkes Gefühl entstehen, dass 

wir Teil eines gemeinsamen Projektes sind 

und Verantwortung füreinander tragen.

Huldigung des Marktglaubens

Piketty und Sandel kritisieren die Hy-

perglobalisierung mit ihren unregulier-

ten grenzübergreifenden Kapitalflüssen 

und Freihandelsabkommen, die von der 

Thatcher-Reagan-Ära ausgingen. Doch 

auch die späteren Mitte-Links-Regierun-

gen unter Bill Clinton, Gerhard Schröder 

oder Tony Blair setzten die Deregulierung 

des Finanzmarktes kritiklos fort und segne-

ten damit die neoliberale Wende ab. Was 

Von  
Alexander Eigner

Neben Mindest-
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nicht mehr nur 

um Geld, son-
dern um Würde.
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fehlte war, so die Autoren, eine öffentli-

che Debatte darüber, wo Märkte dem Ge-

meinwohl dienen sollten und wo sie raus-

gehalten werden müssen. So wird auch  

die Obama-Administration stark kritisiert, 

die während der Finanzkrise ab 2008 auf 

die Rettung der Banken setzte, anstatt 

deren Einbettung in die Wirtschaft neu zu 

strukturieren. 

You can make it, if you try 

Im Abschnitt über Meritokratie behandeln 

Sandel und Piketty die veränderten Ein-

stellungen der Menschen zum Erfolg, die 

aus den Einkommens- und Vermögensun-

gleichheiten resultieren. Diejenigen, die an 

der Spitze gelandet sind, sind auch davon 

überzeugt, dass dies auf ihrer eigenen Leis-

tung beruht. Im Umkehrschluss sind die, 

die es nicht geschafft haben, selbst daran 

schuld und hätten sich nur mehr anstren-

gen müssen. Somit führt das meritokrati-

sche Prinzip zur Überheblichkeit der Ge-

winner:innen und zur Demütigung derer, die 

auf der Strecke geblieben sind. Das leistet 

der Polarisierung der Gesellschaft weiteren 

Vorschub. Auch hier äußern die Autoren 

Kritik an der Linken, die diesen Erzählun-

gen gefolgt sind. Mitte-Links-Regierungen 

der letzten Jahre und Jahrzehnte gaben der 

arbeitenden Bevölkerung den Ratschlag: 

Geht an die Uni, wenn ihr mehr erreichen 

und in der New Economy mithalten wollt. 

Diese fehlinterpretierte Leistungslogik 

blendet das systemische Problem der Wirt-

schaftspolitik aus und wälzt die Verantwor-

tung auf die Individuen ab. Auch in diesem 

Zusammenhang wird das Thema Würde 

adressiert. Den Arbeiter:innen wird das Ge-

fühl vermittelt, dass die Regierenden (die 

Eliten) ihre Arbeit nicht würdigen, wenn sie 

keinen höheren Bildungsabschluss aufwei-

sen. So hätten vor allem linke Parteien die 

Wut der arbeitenden Bevölkerung auf sich 

gezogen, die sich nicht mehr von ihnen  

vertreten fühlten.

Die Zukunft der Linken

Die Leser:innen werden schnell merken, 

dass Sandel und Piketty viel Kritik an lin-

ken und sozialdemokratischen Parteien und 

Regierungen äußern – zu Recht! Es sind 

die vielen von ihnen beschrieben Kämpfe, 

die die Linke in der Vergangenheit zu we-

nig angegangen habe und derer sie sich in 

Zukunft annehmen müsse. Dazu müsse sie 

allerdings zuerst die aktuelle Organisation 

der Wirtschaft infrage stellen. Für Piketty 

hat sich die Linke zu wenig mit den The-

men Arbeitsplatzverlust, Wohnen, Wettbe-

werb, Handel und Verkehr beschäftigt, ob-

wohl das die Kernprobleme der Menschen 

sind. Diese fühlen sich mit ihren Problemen 

im Stich gelassen. Sandel hält es indes für 

falsch, Patriotismus allein den Rechtspar-

teien zu überlassen. Er plädiert etwa für 

Buchtipp

Thomas Piketty,  
Michael J. Sandel
Die Kämpfe der Zukunft
Gleichheit und Gerechtigkeit  

im 21. Jahrhundert

Verlag C.H.Beck, 158 S, 2025

Zu den Autoren: Thomas Piketty ist 

als Professor für Ökonomie an der 

École des hautes études in Paris tätig. 

Sein 2013 erschienenes Werk „Das Ka-

pital im 21. Jahrhundert“ ist mit mehr 

als 2,5 Millionen verkauften Exempla-

ren ein Bestseller. Michael J. Sandel, 

Philosoph und Professor für Regie-

rungslehre an der Harvard University, 

wurde durch sein Werk „What money 

can’t buy“ international bekannt. 
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worden sind“.
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einen Wirtschaftspatriotismus oder eine 

patriotische Pflicht der Unternehmen, die 

dort ihre Steuern zahlen sollen, wo sie ihre 

Produkte verkaufen. Linke Kräfte müssen 

zudem die Würde der Arbeit stärker anspre-

chen und das Leben derer verbessern, die 

einen Beitrag zum Gemeinwohl leisten.

Fazit

Die Diskussion der beiden Wissenschaftler 

in Buchform ist ein gelungener Beitrag zur 

Debatte über Ungleichheit und Ungerechtig-

keit. In seiner kurzweiligen Art ist das Werk 

angenehm zu lesen und deckt eine breite 

Themenpalette ab. Allerdings fehlt es dem 

rund 150 Seiten starken Buch an inhaltlicher 

Tiefe, die sich Leser:innen allerdings von den 

umfangreicheren, anderen Werken der Au-

toren abholen können. Trotz ihrer Diagnosen 

über die weitreichende Ungleichheit unserer 

Gesellschaft und die noch offenen Kämpfe 

sind Piketty und Sandel optimistisch und 

glauben an die Macht der Veränderung. „Die 

gute Nachricht ist, dass diese Kämpfe sich 

gewinnen lassen und in der Vergangenheit 

schon gewonnen worden sind“. 

Alexander Eigner, AK Wien 
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